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Anerkennungen von Prüf-, Überwachungs- und Inspektionsstellen 
 



 



Anerkennungen von Prüf-, Überwachungs- und Inspektionsstellen  
 
 
 
Gemäß der gefahrgutrechtlichen Zuständigkeitsregelungen ist die BAM in Deutschland die 
zuständige Behörde für die Anerkennung von Prüfstellen für die Durchführung von 
Bauartprüfungen, die Anerkennung von Überwachungsstellen für die Durchführung von 
Überwachungsmaßnahmen bei der Herstellung von Gefahrgutverpackungen, einschließlich 
Großpackmittel (IBC) und Großverpackungen, und die Anerkennung von Inspektionsstellen 
für die Durchführung von Inspektionen an Großpackmitteln (IBC); sie ist auch für die 
Änderungen und Widerrufe von Anerkennungen zuständig. 
 
Zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben bei der Bauartprüfung und -zulassung von Verpackungen, 
Großpackmitteln (IBC) und Großverpackungen zur Beförderung gefährlicher Güter, der 
Qualitätssicherung und -überwachung der Fertigung nach diesen Zulassungen sowie der 
wiederkehrenden Inspektion und Prüfung von IBC erkennt die BAM Leistungen von Stellen 
an, deren Qualifikation von der BAM für den jeweiligen Tätigkeitsbereich anerkannt worden 
ist.  
 
Erteilte Anerkennungen werden von der BAM auf ihrer Internetseite veröffentlicht und sind 
unter folgenden Seiten zu finden: 
 

Prüfstellen für die Durchführung der Baumusterprüfung von Verpackungen, 
Großpackmitteln (IBC) und Großverpackungen zur Beförderung gefährlicher Güter:  
 

http://www.bam.de/de/service/amtl_mitteilungen/gefahrgutrecht/Pruefstellen.htm  

 
Inspektionsstellen (Überwachungsstellen) für die Prüfung der Funktionsfähigkeit und 
Wirksamkeit der Qualitätssicherungsprogramme für die Fertigung von Verpackungen, 
Großpackmitteln (IBC) und Großverpackungen zur Beförderung gefährlicher Güter:  
 

http://www.bam.de/de/service/amtl_mitteilungen/gefahrgutrecht/ueberwachungsstellen.htm  

 
Inspektionsstellen für die Durchführung der erstmaligen und wiederkehrenden 
Prüfungen/Inspektionen von Großpackmitteln (IBC) zur Beförderung gefährlicher Güter: 
 

http://www.bam.de/de/service/amtl_mitteilungen/gefahrgutrecht/Inspektionsstellen_.htm  
 

Die Listen werden im vierteljährlichen Turnus aktualisiert. Die Anerkennungen sind auf drei 
Jahre befristet. Eine der Bedingungen für eine Anerkennung ist die Teilnahme an dem von 
der BAM organisierten Erfahrungsaustausch; Informationen hierzu sind im Internet 
veröffentlicht: 
 

http://www.tes.bam.de/netzwerke/ak_pruefstellen/index.htm  

http://www.tes.bam.de/netzwerke/inque/index.htm  

http://www.tes.bam.de/netzwerke/ak_inspektionsstellen/index.htm  

http://www.tes.bam.de/netzwerke/erfa_verpackungen/index.htm  
 
Angaben über zu erfüllende Voraussetzungen und das Verfahren der Anerkennung von  
Prüf-, Überwachungs- und Inspektionsstellen sind in den BAM-Gefahrgutregeln:  
BAM-GGR 005, BAM-GGR 001 und BAM-GGR 002 enthalten, die unter folgender 
Internetseite: 
 

http://www.bam.de/de/service/amtl_mitteilungen/gefahrgutrecht/gefahrgutregeln_a.htm 
 
einzusehen sind.  
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Zulassungen für die Bauart von Verpackungen  
(einschließlich Großpackmittel (IBC) und Großverpackungen)  

zur Beförderung gefährlicher Güter 
 
 
 
 
Gemäß der gefahrgutrechtlichen Zuständigkeitsregelungen ist die BAM in Deutschland die 
zuständige Behörde für die Erteilungen der Bauartzulassung von Gefahrgutverpackungen, 
einschließlich von Verpackungen für ansteckungsgefährliche Stoffe, Großpackmitteln (IBC) 
und Großverpackungen.  
 
Die gültigen von der BAM und vom früheren Bundesbahn-Zentralamt, Minden (BZA) 
erstellten oder neu gefassten Zulassungen werden auf der Internetseite der BAM in 
tabellarischer Form veröffentlicht, soweit die Fertigung nach diesen Zulassungen 
ordnungsgemäß überwacht wird. Sie sind unter den folgenden Seiten zu finden: 

 http://www.bam.de/de/service/amtl_mitteilungen/gefahrgutrecht/zulassungen.htm  
 

Sie sind gegliedert nach Verpackungs-, IBC- und Großverpackungsarten. Die Auflistung folgt 
dem Verpackungscode und innerhalb einer Gruppe der laufenden Nummer des 
Zulassungsscheins. 

Für die ab dem 1. April 2000 erstellten oder neu gefassten Zulassungen kann der Volltext 
der Zulassungen (als PDF-Dokument) durch Anklicken der in diesen Fällen blau 
dargestellten Nummern der Zulassungsscheine eingesehen und ausgedruckt werden. 
 
Auch die blau dargestellten Hersteller-Kurzzeichen können angeklickt werden und öffnen 
nähere Angaben zu den Herstellern im PDF-Format. 
 
Die Tabelle wird im vierteljährlichen Turnus aktualisiert. Die Darstellung älterer Zulassungen 
mit dem vollen Informationsgehalt, einschließlich der Volltextdarstellung, kann in Verbindung 
mit einer kostenpflichtigen Neufassung der Zulassung beantragt werden.  
 
Um einen Überblick über die im vergangenen Vierteljahr neu erteilten Zulassungen zu 
erleichtern, werden diese in einer gesonderten Darstellung angeboten. Dies gilt auch für die 
in diesem Zeitraum widerrufenen Zulassungen. 
 
Zusätzlich stellt die BAM einen Auszug aus ihrer Verpackungsdatenbank zur interaktiven 
Suche von Zulassungen bereit. Es können Zulassungen anhand bestimmter Kriterien 
gefunden, zu Listen zusammengestellt und ausgedruckt werden. 
 
Diese „Recherche Gefahrgutverpackungen“ finden Sie unter den folgenden Seiten: 

 http://www.tes.bam.de/verpackungen  
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Kunststoffdichtungsbahnen, weiteren
Geokunststoffen und Kunststoffbauteilen in 

Deponieabdichtungssystemen 

 

 

 

 

 

 

 
herausgegeben von der 

Arbeitsgruppe „Kunststoffe in der Geo- und Umwelttechnik“  

in der Fachgruppe 4.3 

 

3. überarbeitete Auflage, April 2011 
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Die Richtlinie für Anforderungen an Verlegefachbetriebe kann als pdf-Datei unter der Internetadresse 
www.bam.de/de/service/amtl_mitteilungen/abfallrecht/index.htm heruntergeladen werden. 

Unter www.akgws.de (Internetadresse des Fachverbandes AK GWS e. V.) und www.agasev.de 

(Internetadresse des Fachverbandes AGAS e. V.) wird über die Überwachungsordnungen und die 

güteüberwachten Verlegefachbetriebe informiert. 
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Vorwort zur zweiten Auflage

Die technisch einwandfreie Herstellung eines Abdichtungselements aus Kunststoffdichtungsbahnen als 
Komponente einer Deponieabdichtung mit den zugehörigen Geokunststoffen und Kunststoffbauteilen ist eine 
anspruchsvolle Aufgabe, die nur von Firmen beherrscht wird, die bestimmte personelle und apparative Aus-
stattungen haben und über viel Erfahrung verfügen. 1997 war vom damaligen Fachbeirat der BAM eine Emp-
fehlung für die Anforderungen an solche Verlegefachbetriebe herausgegeben worden. Auf der Grundlage 
dieser Empfehlung hatte der Fachverband „Arbeitskreis Grundwasserschutz e. V.“ (AK GWS e. V., 
www.akgws.de) eine Güteüberwachungsgemeinschaft mit einer entsprechenden Überwachungsordnung 
aufgebaut. Die Arbeit dieser Güteüberwachungsgemeinschaft hat nicht nur im Deponiebau wesentlich zur 
Akzeptanz und zur weiten Verbreitung der Kunststoffdichtungsbahnen beigetragen. Inzwischen ist ein weite-
rer Fachverband, die „Arbeitsgemeinschaft Abdichtungssysteme e. V.“ (AGAS e. V., www.agasev.de), ent-
standen, der ebenfalls eine Güteüberwachung auf der Grundlage der Empfehlung durchführt.  
Am 16. Juli 2009 trat die neue Deponieverordnung in Kraft. Zu den Aufgaben der BAM gehört nach Anhang 1 
Nummer 2.4.1 Ziffer 3 dieser Verordnung die Festlegung von Anforderungen an den fachgerechten Einbau 
und das Qualitätsmanagement. Nach Nummer 2.4.4 des Anhangs 1 wirkt ein Fachbeirat beratend an der Er-
arbeitung entsprechender Zulassungsrichtlinien mit. Der Fachbeirat, der hiermit die bisherige Empfehlung als 
Richtlinie neu herausgibt, hatte eine Arbeitsgruppe eingerichtet, die das inzwischen bald 12 Jahre alte Doku-
ment überarbeitet hat. Der Text wurde an die Form der anderen BAM-Richtlinien angepasst, neu strukturiert 
und damit leichter lesbar gemacht. Inhaltlich mussten jedoch nur einige wenige Änderungen vorgenommen 
werden. Der Bezug auf Normen wurde aktualisiert und vor allem die Anforderungen an die Prüf- und Mess-
mittel wesentlich genauer gefasst. Im Abschnitt 7 Tabelle 3 sind die zitierten Normen und Richtlinien zusam-
mengestellt. 
 
An den Beratungen haben mitgewirkt: 
1. die Mitglieder des Fachbeirats: 
Dipl.-Ing. K.-H. Albers, ; Dipl.-Ing. W. Bräcker, 

; Dipl.-Ing. R. Drewes, ; Dipl.-Ing. K. J. Drexler, 
Dipl.-Ing. I. Duzic, ; Dipl.-Ing. A. Elsing, 

; Dr.-Ing. B. Engelmann, ; Prof. Dr.-Ing. G. Heerten, 
; Dipl.-Ing. K.-D. Hegewald, ; Dipl.-Geoöko. 

K. Heinke, ; Dr.-Ing. D. Heyer, 
; Dipl.-Ing. D. Jost, ; Dr. rer. nat. W. Müller, 

; Dr.-Ing. E. Reuter, 
; Dipl.-Ing. G. P. Romann, ; Prof. Dr.-

Ing. F. Saathoff, ; Dipl.-Ing. T. Sasse, 
; Prof. Dr. F.-G. Simon, 

; Dr.-Ing. M. Tiedt, ; Dipl.-
Ing. L. Wilhelm, ; Dipl.-Ing. Ch. Witolla, Ingenieurbüro 
Geoplan GmbH; Prof. Dr.-Ing. K. J. Witt, Fakultät Bauingenieurswesen, Bauhaus-Universität Weimar; Dipl.-
Ing. A. Wöhlecke, BAM Bundesanstalt für Materialforschung und –prüfung und Dipl.-Ing. H. Zanzinger, SKZ 
Süddeutsches Kunststoff-Zentrum.  
 

2. weitere Mitglieder der Arbeitsgruppe: 
Dr.-Ing. H. Hahn, ; Dipl.-Ing. S. Krahberg, 

; Dipl.-Ing. K.-Ch. Ledel, ; Dipl.-Ing. R. Schicketanz, 
 G. Söhring,  und Dipl.-Ing. Ch. Witol-

la, . 
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1. Anwendungsbereich

Nach der Deponieverordnung dürfen in Abdich-
tungssystemen nur Geokunststoff-Komponenten mit 
einem gültigen Zulassungsschein der BAM Bundes-
anstalt für Materialforschung und -prüfung eingesetzt 
werden. Zur Zuständigkeit und den Aufgaben der 
BAM gehört die Festlegung von Anforderungen an 
den fachgerechten Einbau und das Qualitätsma-
nagement.  
Die Anforderungen an den fachgerechten Einbau 
von Kunststoffdichtungsbahnen (KDB) sind im Ab-
schnitt 6 der "Richtlinie für die Zulassung von Kunst-
stoffdichtungsbahnen für Deponieabdichtungen" der 
BAM sowie in der aktuellen DVS Richtlinie 2225 Teil 
4 beschrieben. In diesen beiden Regelwerken wird 
der Stand der Technik beim Verlegen der Kunst-
stoffdichtungsbahnen, beim Schweißen und bei den 
Baustellenprüfungen im Bereich des Deponiebaus 
definiert1

Die Herstellung des Deponieabdichtungssystems, 
die Nachbesserungen und Abnahmen müssen bei 
allen Deponieklassen im Rahmen eines mehrstufi-
gen Qualitätsmanagements durchgeführt werden. 
Einzelheiten sind im Anhang 1 der Deponieverord-
nung und im Abschnitt 6.2 der KDB-Zulassungs-
richtlinie der BAM geregelt. Die Qualitätsüberwa-
chung gliedert sich in die Eigenprüfung des Fachbe-
triebes, die Fremdprüfung durch einen im Einver-
nehmen mit der zuständigen Behörde beauftragten 
Dritten (siehe hierzu die „Richtlinie für Anforderun-
gen an die Qualifikation und die Aufgaben einer 
fremdprüfenden Stelle beim Einbau von Kunststoff-
komponenten und -bauteilen in Deponieabdich-
tungssystemen“ der BAM) und die behördliche 
Überwachung. 

. Für zugehörige Geokunststoffe und Bau-
teile ergeben sich Anforderungen aus den weiteren 
entsprechenden Zulassungsrichtlinien der BAM, den 
Richtlinien des DVS und den Verlegeanweisungen 
der Hersteller. 

Das Abdichtungselement aus Kunststoffen ist nur 
dann gemäß der Zulassung auf der Baustelle herge-

1 Eine ausführliche Darstellung des Stands der Technik 
findet sich in den Abschnitten 9 und 10 im „Handbuch der 
PE-HD-Dichtungsbahnen in der Geotechnik“, Birkhäuser 
Verlag, Basel, 2001. 

stellt, wenn es nachgewiesenermaßen von einer er-
fahrenen und mit qualifiziertem Personal sowie er-
forderlichen Geräten und Maschinen ausreichend 
ausgestatteten Fachfirma eingebaut wird. Im Fol-
genden sind die entsprechenden Anforderungen an 
den Fachbetrieb für den Einbau von Kunststoffdich-
tungsbahnen, zugehörigen Geokunststoffen und 
Kunststoffbauteilen zusammengestellt.  

2. Nachweis

Der Nachweis der erforderlichen Qualifikation, Aus-
stattung und Erfahrung gemäß dieser Richtlinie kann 
z. B. durch die Anerkennung als Fachbetrieb durch 
eine Güteüberwachungsgemeinschaft eines Fach-
verbandes geführt werden. Nach der Überwa-
chungsordnung, die auf Grundlage dieser Richtlinie 
erarbeitet wird, prüft, überwacht und zertifiziert die 
Gütegemeinschaft den Verlegefachbetrieb. Deren 
Prüfbeauftragter muss durch die BAM anerkannt 
sein. Im Einzelfall kann der Nachweis der Eignung 
auf der Grundlage dieser Richtlinie auch durch eine 
von der BAM anerkannte Prüfinstitution erfolgen. 
Die Einhaltung der Anforderungen muss dabei im 
jährlichen Wechsel auf der Baustelle und im Betrieb 
überprüft werden. 

3. Aufgaben

Der Verlegefachbetrieb baut nach dem Stand der 
Technik die Kunststoffdichtungsbahnen, die weiteren 
Geokunststoffe und Kunststoffbauteile (z. B. Rohr-
durchdringungen) in Abstimmung mit den anderen 
am Bau beteiligten Gewerken ein. Er führt die not-
wendigen Füge- und Anschlussarbeiten durch. Im 
Rahmen des Qualitätsmanagements ist er für die 
Eigenprüfung verantwortlich.  
Der Verlegefachbetrieb arbeitet dabei auf der Grund-
lage einer projektbezogenen Leistungsbeschreibung 
des zu erstellenden Gewerks. Die Leistungsbe-
schreibung muss dem Stand der Technik entspre-
chen und insbesondere die folgenden Bestimmun-
gen berücksichtigen: 
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 die behördlichen Genehmigungsauflagen, 
 die Nebenbestimmungen und Auflagen der ge-

forderten Zulassungen (BAM-Zulassungen für 
Geokunststoffe, Zulassungen für andere Kunst-
stoffbauteile) und Eignungsbeurteilungen der 
Länder, 

 die Anforderungen der BAM-Zulassungsricht-
linien, DVS-Merkblätter und -Richtlinien, DIN-
Normen, Verlegeanweisungen (der Produkther-
steller), 

 die Anforderungen der VOB und des BGB und 
 die Anforderungen der Güteschutzgemeinschaft, 

deren Mitglied er ist. 
 
Der Verlegefachbetrieb erarbeitet die Detailpläne für 
Bauwerksanschlüsse und die Verlegepläne für die 
Geokunststoffe. 
Er stellt die für das Bauvorhaben nötigen Auskünfte 
und Beschreibungen von Randbedingungen zur Ver-
fügung. Soweit dies nicht projektspezifisch erfolgt, 
sind diese Beschreibungen (z. B. Transportanwei-
sungen, Sicherungsmaßnahmen, Lagerplatzanforde-
rungen etc.) im Qualitätsmanagement-Handbuch 
dokumentiert. Sie sind den an dem Bauvorhaben 
Beteiligten zur Kenntnis zu bringen oder zur Verfü-
gung zu stellen.  
Er führt die Eigenprüfungen vor Ort durch und be-
wertet, dokumentiert und archiviert die Prüfergebnis-
se. Er führt für sein Gewerk die Wareneingangsbü-
cher, das Bautagebuch, den Bestandsplan, die 
Schweiß- und die Prüfprotokolle für Überlapp- und 
Auftragsnähte und die Freigabe- und Übernahme-
protokolle für Bauabschnitte gemäß Abschnitt 5. 

4. Anforderungen an den Fachbe-
trieb

4.1. Allgemeine Anforderungen

Der Verlegefachbetrieb ist eine Firma, die Kunst-
stoffdichtungsbahnen, weitere Geokunststoffe und 
Kunststoffbauteile nach dem Stand der Technik in 
ein Deponieabdichtungssystem einbauen kann. Er 
muss seine fachliche Befähigung nach den Anforde-
rungen dieser Richtlinie nachweisen und einer re-
gelmäßigen Überprüfung unterliegen. 

Die hier erfasste Leistung des Fachbetriebs bezüg-
lich der Kunststoffbauteile (Durchdringungsbauteile, 
Schächte, Rohrleitungen etc.) beschränkt sich in der 
Regel auf deren fachgerechte Anbindung an das 
Dichtungssystem. Für weitergehende Tätigkeiten 
muss die Erfüllung der Anforderungen gemäß der 
SKZ/TÜV-LGA Güterichtlinie „Rohre, Rohrleitungs-
teile, Schächte und Bauteile in Deponien“2

Der Fachbetrieb muss die nachfolgend benannten 
administrativen, personellen, fachlichen, gerätetech-
nischen und organisatorischen Voraussetzungen für 
die Arbeitsvorbereitung, den Einbau, das Fügen und 
die Prüfung beim Einsatz von Kunststoffdichtungs-
bahnen und Geokunststoffen sowie Kunststoffbautei-
le in Deponieabdichtungssystemen erfüllen.  

 nachge-
wiesen werden. 

4.2. Anforderungen an das Unternehmen

Der Fachbetrieb muss rechtlich identifizierbar und fi-
nanziell lebensfähig sein. Als Nachweis dienen der 
Handelsregisterauszug sowie die aktuellen Unbe-
denklichkeitsbescheinigungen des Finanzamts, der 
Krankenkassen und der Berufsgenossenschaft. Eine 
Betriebshaftpflichtversicherung mit einer Deckungs-
summe von mindestens 2,5 Mio. € jeweils für Sach-, 
Personen- und Vermögensschäden sowie der 
Nachweis des Versicherungsschutzes gemäß Um-
weltschadensgesetz und gegebenenfalls der Ein-
schluss einer erweiterten Produkthaftpflichtversiche-
rung3

Der Verlegefachbetrieb muss eine gültige Anerken-
nung als Fachbetrieb gemäß § 62 Abs. 4 WHG in 
Verbindung mit § 3 der Verordnung über Anlagen 
zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen be-
sitzen. 

 müssen nachgewiesen werden. 

Der Fachbetrieb muss über ein Qualitätsmanage-
ment-System verfügen (siehe Abschnitt 4.4). 

2 Anfragen zum Bezug der Richtlinie sind an Herrn Steg-
ner, TÜV Rheinland, LGA Bautechnik GmbH, Tillystr. 2, 
90431 Nürnberg, zu richten. 
3 Dies ist nötig für den Fall, dass der Fachbetrieb Produkte 
unter eigenem Namen vertreibt. 
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4.3. Unterbeauftragung eines anderen 
Fachbetriebes 

Wird ein anderer Fachbetrieb als Subunternehmer 
für den Einbau, das Schweißen und die Eigenprü-
fung beauftragt, so muss dieser die Anforderungen 
dieser Richtlinie erfüllen. Darüber muss ein Nach-
weis nach Abschnitt 2 vorliegen. Für die Beauftra-
gung von Subunternehmern ist im QM-Handbuch 
eine Regelung festzulegen. Die Umsetzung der Re-
gelung muss dokumentiert werden.  

4.4. Anforderungen an das
Qualitätsmanagement-System

Der Fachbetrieb muss über ein firmenbezogenes 
Qualitätsmanagement-System (QMS) in Anlehnung 
an DIN EN ISO 9001: 2008-12 verfügen, das ver-
wirklicht und dokumentiert ist, über den Zeitraum der 
Zertifizierung als Fachbetrieb aufrechterhalten und 
dessen Wirksamkeit ständig verbessert wird. 
Aufbau und Ablauforganisation zur Durchführung 
des Qualitätsmanagements sind zu regeln und 
schriftlich in einem Qualitätsmanagement-Handbuch 
(QMH) niederzulegen4

Die Geschäftsführung des Fachbetriebes ernennt in 
direkter Unterstellung einen festangestellten und da-
für qualifizierten Mitarbeiter zum Qualitätsmanage-
ment-Beauftragten (QMB) für die Umsetzung der An-
forderungen und Regeln des QM-Handbuches. Al-
ternativ kann dafür auch die Beauftragung eines ex-
ternen qualifizierten Dritten erfolgen. 

. Es muss mindestens die 
Qualitätsmanagement-Elemente nach der Anforde-
rungstabelle 1 im Abschnitt 7 dieser Richtlinie enthal-
ten und die zusätzlichen Anforderungen dieser Richt-
linie berücksichtigen. Es umfasst ferner die QM-
Verfahrensanweisungen sowie die Arbeitsanweisun-
gen und die anderen Qualitätsdokumente (Formula-
re, Berichte, Listen usw.), die die Umsetzung der 
QM-Elemente und die Tätigkeiten detailliert für die 
Mitarbeiter beschreiben.  

4.5. Anforderungen an das Personal

Der Fachbetrieb muss über geschultes Fachperso-
nal mit Sachverstand und Erfahrung in der Kunst-

4 Die Normen ISO/TR 10013 und DIN 10013 (alt) geben 
Hinweise für die Erstellung eines QMH. 

stoff- und Bautechnik, in der kunststofftechnischen 
Qualitätssicherung und in den Einbauverfahren bei 
der Herstellung großflächiger Abdichtungssysteme 
mit Geokunststoffen, insbesondere bei der planen, 
großflächigen Verlegung von Kunststoffdichtungs-
bahnen verfügen. Der Fachbetrieb muss personell in 
der Lage sein, auf der Grundlage der Ausschreibung 
ein fachtechnisch einwandfreies Angebot zu erarbei-
ten und im Hinblick auf die Übereinstimmung mit den 
Anforderungen eine fachgerechte Leistung zu er-
bringen. Er muss die Bedeutung festgestellter Män-
gel in ihren Auswirkungen auf die Funktionstüchtig-
keit des Abdichtungssystems beurteilen können, um 
Nachbesserungen fachgerecht im technisch erfor-
derlichen Umfang durchführen zu können. Der 
Nachweis erfolgt über eine aktuelle Liste mit Refe-
renzprojekten der letzten drei Jahre unter Angabe 
des Projektes, des Bauunternehmens, der Anschrift 
des Bauherrn und des Ansprechpartners. 
Die planmäßige Weiterbildung und Schulung des 
Fachpersonals muss sichergestellt und dokumentiert 
werden. Die Dokumentation umfasst die Abschnitte: 
 
 Grundausbildung gemäß dem Einsatzbereich des 

Mitarbeiters, 
 Bewährungszeit in der Praxis, 
 selbstständiger Einsatz im jeweiligen Aufgaben-

bereich und  
 Weiterbildungsmaßnahmen. 

 
Zu den Weiterbildungsmaßnahmen gehört insbe-
sondere auch eine fachtechnische Unterweisung in 
die Besonderheiten des Einbaus von Kunststoffbau-
teilen, Schutzschichten, Kunststoff-Dränelementen, 
Geotextilien zum Filtern und Trennen sowie von Be-
wehrungsgittern aus Kunststoff. Die Unterweisung 
des dafür eingesetzten Personals muss durch eine 
qualifizierte Fachkraft, z. B. den Fachbauleiter, erfol-
gen.  
Die gültigen Prüfbescheinigungen zur Schweißbefä-
higung des Schweißpersonals sind als Kopie auf der 
Baustelle bereitzuhalten. 
Der Fachbetrieb muss im Festanstellungsverhältnis 
mindestens über einen Fachbauleiter, fünf ausgebil-
dete Kunststoff-Schweißer für Dichtungsbahnen im 
Erd- und Wasserbau, einschließlich eines Vorarbei-
ters, verfügen.  
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Es gelten die folgenden Qualifikationsvoraussetzun-
gen. 

4.5.1. Fachbauleiter
Der Fachbauleiter ist Festangestellter des Fachbe-
triebs. Er muss ein abgeschlossenes Studium an 
einer Hochschule oder Universität mit dem Ab-
schluss eines Ingenieurs, Bachelors oder Masters 
für einen technischen Studiengang haben und min-
destens drei Jahre Berufserfahrung in der Planung 
und Ausführung beim Bau von Deponieabdichtungs-
systemen mit Geokunststoffen und Konstruktionstei-
len aus Kunststoff nachweisen. Er muss über die 
abgeschlossene Ausbildung zum Kunststoffschwei-
ßer gemäß DVS Richtlinie 2212 Teil 3, “Prüfung von 
Kunststoffschweißern, Prüfgruppe III, Bahnen im 
Erd- und Wasserbau“, mindestens in den Unter-
gruppen III-1 und III-3 (Deponieschweißer) verfügen. 
Er hat darüber zu wachen, dass das beauftragte 
Gewerk im Sinne des öffentlichen Bau- bzw. Abfall-
rechts, nach den relevanten technischen Baube-
stimmungen und nach der beauftragten Bauvorlage 
fachgerecht durchgeführt wird. Dieses umfasst die 
Überwachung der Bauausführung und der Verkehrs-
sicherheit sowie die Pflicht zur Koordination und Or-
ganisation. Er muss als Leitungsorgan für das Ge-
werk des Fachbetriebes fachlich und organisatorisch 
gegenüber dem Fachpersonal weisungsbefugt sein.  

4.5.2. Vorarbeiter
Der Vorarbeiter ist Festangestellter des Fachbetrie-
bes und kann eine mindestens dreijährige, durchge-
hende Tätigkeit als Dichtungsbahnenschweißer 
nachweißen. Er muss über eine abgeschlossene 
Ausbildung zum Dichtungsbahnenschweißer nach 
DVS Richtlinie 2212 Teil 3, mit Teilnahme an den 
Grund- und Vorbereitungslehrgängen verfügen. Er 
muss die erfolgreiche Teilnahme an den jährlichen 
Wiederholungsprüfungen über eine gültige Prü-
fungsbescheinigung der Untergruppen III-1 und III-3 
nachweisen. 
Er leitet die Verlegekolonne nach Anweisungen des 
Fachbauleiters an und ist verantwortlich für die fach-
gerechte Durchführung der Einzelmaßnahmen des 
beauftragten Gewerks, für die Vollständigkeit der 
durchzuführenden Eigenprüfung und Dokumentatio-
nen sowie den funktionstüchtigen Zustand der ein-

gesetzten Maschinen und Geräte (z. B. Einhaltung 
der Wartungs- bzw. Kalibrierintervalle, Überprüfung 
des Wartungs- und Kalibrierstatus usw.). Er ist der 
Verlegekolonne vor Ort gegenüber weisungsbefugt. 
Er ist als Angestellter des Fachbetriebes ständig auf 
der Baustelle.  

4.5.3. Schweißer
Der Schweißer ist Festangestellter des Fachbetrie-
bes bzw. eines unterbeauftragten Fachbetriebes, der 
die Anforderungen dieser Empfehlung nachgewie-
senermaßen erfüllt. Er muss über eine abgeschlos-
sene Ausbildung zum Dichtungsbahnenschweißer 
nach DVS Richtlinie 2212 Teil 3, mit Teilnahme an 
den Grund- und Vorbereitungslehrgängen verfügen. 
Er muss die erfolgreiche Teilnahme an den jährli-
chen Wiederholungsprüfungen nachweisen und da-
mit über eine gültige Prüfungsbescheinigung der 
Untergruppen III-1 und III-3 verfügen. Bei der Ver-
arbeitung von Rohren und Platten sind die notwendi-
gen Qualifikationen gemäß DVS Richtlinie 2212 vor-
zulegen. Die Unterlagen sind auf der Baustelle, min-
destens als Kopie, vorzuhalten. Er führt die Verlege-, 
Schweiß- und Prüfarbeiten unter Anleitung durch. 

4.5.4. Helfer
Der Helfer benötigt keine schweißtechnische Qualifi-
kation. Er muss aber durch den Vorarbeiter in die 
fachgerechte Handhabung von Kunststoffdichtungs-
bahnen, Geokunststoffen und Bauteilen eingewiesen 
worden sein. Der Umfang der Einweisungsmaßnah-
men muss dokumentiert werden (Teilnehmer, Art der 
Unterweisung, Dauer, Datum etc.).

4.6. Anforderungen an Maschinen und 
Geräte

4.6.1. Allgemeine Anforderungen
Der Fachbetrieb muss mit Maschinen und Gerät-
schaften für die Verlegung sowie das Fügen und An-
binden gemäß den Anforderungen der zugelassenen 
Schweißverfahren ausgestattet sein, die nach den 
einschlägigen Regelwerken erforderlich sind. Für 
den Transport und den Einbau der Geokunststoffe 
und Bauteile müssen geeignete Anschlagmittel vor-
handen sein. Mit den Maschinen und Geräten muss 
die Verlegung bzw. der Einbau fachgerecht und 
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richtlinienkonform möglich sein. 
Maschinen und Gerätschaften müssen nach doku-
mentierten Anweisungen gewartet werden. Die War-
tungsintervalle für Schweißmaschinen und -geräte 
dürfen dabei 1 Jahr nicht überschreiten. Die War-
tungsmaßnahmen müssen dokumentiert werden. 
Für die Verlegung und das Fügen der Kunststoff-
dichtungsbahnen und weiterer Geokunststoffe sowie 
für ihre Anbindung an Bauwerke hat der Fachbetrieb 
über mindestens folgende Maschinen und Gerät-
schaften zu verfügen: 
 
 3 Stück datenaufzeichnende Heizkeilschweißma-

schinen für Überlappnähte mit Prüfkanal mit 
Auswerteinheiten für die elektronische Datenauf-
zeichnung, 

 3 Stück Warmgas-Extrusionsschweißgeräte für 
Auftragnähte, einschließlich der Vorrichtungen 
zur Zuführung des Schweißzusatzes, 

 3 Stück Warmgasschweißgeräte für Heftungen 
etc., 

 Transportmittel, die eine Handhabung der Geo-
kunststoffrollen und Kunststoffbauteile nach den 
Angaben der Hersteller ermöglichen, 

 Abrollvorrichtungen für die Kunststoffdichtungs-
bahnrollen, 

 geeignete Geräte und Hilfsmittel für die Nahtvor-
bereitung (z. B. Handschleifmaschinen, Winkel-
schleifer etc.), 

 geeignete Geräte und Hilfsmittel zur Reinigung 
der Dichtungsbahnoberfläche (z. B. Besen, Tü-
cher, Schwämme, Eimer, Wasserbehälter etc.) 
und 

 geeignete Geräte und Hilfsmittel für den Zuschnitt 
und die Kennzeichnung (z. B. Hakenmesser, 
Ziehklingen, Prallschnur, Farbstifte, Sprühdosen 
etc.). 

 
Die Schweißmaschinen und –geräte müssen im Sin-
ne des Geräte- und Produktsicherheitsgesetzes 
(GPSG) betriebssicher sein. Die Einhaltung der ent-
sprechenden Arbeitsschutzvorschriften und der Vor-
schriften des GPS-Gesetzes ist jedoch nicht Gegen-
stand der Überwachung nach dieser Richtlinie.
Die Schweißmaschinen und -geräte haben den fol-
genden Anforderungen zu genügen. 

4.6.2. Technische Anforderungen
 Die Heizkeilschweißmaschinen müssen über eine 

Datenaufzeichnung (über Druckwerk, Datenlog-
ger oder eine andere Schnittstelle) mit dazugehö-
riger Auswerteeinheit verfügen. Sie müssen den 
Anforderungen der DVS Richtlinie 2225 Teil 4 
Abschnitt 5 genügen. Sie müssen nach den rele-
vanten EG-Richtlinien mit einer Konformitäts-
erklärung und, abhängig vom Baujahr, mit einer 
CE-Kennzeichnung versehen sein. 

 Die Warmgas-Extrusionsschweißgeräte müssen 
mit geeigneten Schweißschuhen und Warmgas-
düsen sowie Vorrichtung zur sauberen und tro-
ckenen Zuführung des Schweißzusatzes 
(DVS Richtlinie 2211) und einer Eigen- oder 
Fremdluftversorgung ausgestattet sein. Sie müs-
sen den Anforderungen der DVS Richtlinie 2225 
Teil 4 Abschnitt 5 bzw. DIN EN 13705 Abschnitt 
3.3 genügen. Sie müssen nach den relevanten 
EG-Richtlinien mit einer Konformitätserklärung 
und, abhängig vom Baujahr, mit einer 
CE-Kennzeichnung versehen sein. 

 Die Warmgasschweißgeräte für manuelle Heft- 
und Fixierarbeiten müssen mit Eigen- oder 
Fremdluftversorgung ausgestattet sein und den 
Anforderungen nach DIN EN 13705 Abschnitt 3.2 
genügen. Sie müssen nach den relevanten EG-
Richtlinien mit einer Konformitätserklärung und 
CE-Kennzeichnung versehen sein. 

 
Es dürfen bezüglich des Wartungsstatus nur freige-
gebene Schweißmaschinen und -geräte eingesetzt 
werden. Für jede eingesetzte Schweißmaschine 
bzw. jedes Schweißgerät muss auf der Baustelle 
eine vollständige Funktionsbeschreibung, die Anga-
be zum Wartungsintervall (z. B. durch Wartungspla-
kette und gültigem Kalibrierschein) und der Konfor-
mitätsnachweis mit erkennbarer CE-Kennzeichnung 
vorgehalten werden. 

4.7. Anforderungen an Mess- und Prüf-
mittel

4.7.1. Allgemeine Anforderungen
Der Fachbetrieb muss mit geeigneten Mess- und 
Prüfmitteln zur Bestimmung der Umgebungs- und 
Schweißbedingungen sowie zur Nahtgüteprüfung 
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ausgestattet sein, die eine Eigenprüfung fachgerecht 
und richtlinienkonform ermöglichen. 
Mess- und Prüfmittel, für die die Forderung nach 
einer Kalibrierung besteht (siehe dazu Abschnitt 7, 
Tabelle 2), müssen nach dokumentierten Anweisun-
gen kalibriert sein. Die Kalibrierintervalle dürfen da-
bei 1 Jahr nicht überschreiten. Die Kalibriermaß-
nahmen und die Messergebnisse sind zu dokumen-
tieren. Der Kalibrierstatus ist mittels Kennzeichnung 
(Plakette o. ä.) an den Mess- und Prüfmitteln kennt-
lich zu machen. 
Für die Verlegung und das Fügen der Kunststoff-
dichtungsbahnen und geotextilen Schutzlagen sowie 
für ihre Anbindung an Bauwerke sind mindestens 
folgende Mess- und Prüfmittel auf der Baustelle vor-
zuhalten: 
 
 Temperaturmessgerät für Extrudatschmelze-, 

Heizkeil-, Luft- und Dichtungsbahnentemperatur, 
 Luftfeuchtemessgerät, 
 Taupunkttabelle oder -grafik oder Taupunkt-

messgerät,
 Messschieber gemäß DIN 862, 
 Messtaster nach DIN 878 oder Messschraube 

gemäß DIN 863-1, 
 ein datenaufzeichnendes Druckluftprüfgerät 

(Trommelschreiber oder elektronische Aufzeich-
nung mit Auswerteinheit), 

 Vakuumprüfgeräte mit Prüfglocken für alle bau-
stellenrelevanten Nahtanschlüsse sowie ein 
schaumbildendes Mittel und 

 eine maschinelle Prüfeinrichtung für den Schäl-
versuch nach DVS Richtlinie 2225 Teil 4 mit einer 
gleichmäßigen Verformungsgeschwindigkeit von 
50 mm/min. 

 Die eingesetzten Manometer müssen der Genau-
igkeitsklasse 1,0 nach DIN 837-1 bzw. DIN EN 
472 entsprechen. 

 
Die Mess- und Prüfmittelüberwachung muss in An-
lehnung an DIN 32937 im QM-Handbuch geregelt 
werden. 

4.7.2. Technische Anforderungen
Die technischen Anforderungen an die Mess- und 
Prüfmittel sind in der Anforderungstabelle 2 im Ab-
schnitt 7 aufgeführt. Die Mess- und Prüfmittel müs-

sen den dort genannten Normen und Vorschriften 
entsprechen. Alle Mess- und Prüfmittel, wo dies er-
forderlich ist (Abschnitt 7 Tabelle 2), müssen bei 
ihrem Baustelleneinsatz kalibriert sein (Kalibrier-
status „frei“). 

5. Anforderungen an die Ergebnis-
dokumentation

Der Fachbetrieb muss seine Tätigkeiten sowie die 
Ergebnisse seiner Eigenprüfungen dokumentierten, 
also nach festgelegten Anweisungen aufzeichnen 
und archivieren. 
Für die beauftragten Gewerke sind mindestens fol-
gende Dokumente zu erstellen: 
 
 der Wareneingang der zulassungspflichtigen 

Geokunststoffe, Schweißzusätze etc. sind durch 
Abnahmeprüfzeugnisse nach DIN EN 10204 Ab-
schnitt 3.1 und Lieferscheine zu dokumentieren, 

 Der Wareneingang von Rohren, Rohrleitungstei-
len, Schächten und Bauteilen ist gemäß den An-
forderungen der SKZ/TÜV-LGA Güterichtlinie, 
Abschnitt 5.3, Seite 19, zu dokumentieren. 

 Bautagebuch mit Anwesenheit, Witterungsbedin-
gungen, Verlegeleistung mit Bezug zum Be-
standsplan, Freigaben, Abnahmen, besondere 
Vorkommnisse, 

 Bestandsplan mit Datum, Lage, Rollen-, Bauteil-
nummer, Nahtnummer und -art, Zuschnitte, Lage 
und Bezeichnung von Reparaturstellen, 

 Schweißprotokolle für Überlappnähte mit Prüfka-
nal und Auftragnähte entsprechend DVS Richtli-
nie 2225 Teil 4 mit Bezug zum Bestandsplan, 

 Elektronische- bzw. Drucker-Aufzeichnungen der 
Heizkeilschweißmaschinen mit Bezug auf die 
Schweißprotokolle, 

 Prüfprotokolle für Überlappnähte mit Prüfkanal 
und Auftragnähte entsprechend DVS Richtlinie 
2225 Teil 4 mit Bezug zum Bestandsplan und den 
Schweißprotokollen, 

 Druckmessschriebe der Druckluft-Dichtheits-
prüfung der Überlappnähte mit Prüfkanal und 

 Freigabe- und Übernahmeprotokolle für Bauab-
schnitte mit Bestätigung des ordnungsgemäßen 
Einbaus mit Bezug zum Bestandsplan und Be-
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legmaterialien der archivierten Berichte und elek-
tronischen Aufzeichnungen mit Archivierungs-
nummer. 

 
Der Archivierungszeitraum muss mindestens 6 Jah-
re betragen, soweit dem keine anderen Rechtsvor-
schriften entgegenstehen. 

6. Schlussbemerkung

Deponieabdichtungen müssen nach der Deponie-
verordnung grundsätzlich nach dem Stand der 
Technik errichtet werden. Der Erfahrungsaustausch 
und die Weiterbildung sind daher für die Fachbetrie-
be besonders wichtig, zumal die Tätigkeit des Fach-
betriebs den entscheidenden Anteil zur erreichten 
Qualität des Abdichtungssystems beiträgt. In die Er-
stellung und Überarbeitung von Regelwerken, Merk-
blättern usw. müssen die Erfahrungen und Kenntnis-
se von Fachbetrieben eingehen. Ein Erfahrungsaus-
tausch, der auf diesem Gebiet sehr hilfreich wäre, 
kann von den Fachbetrieben selbst über die Fach-
verbände und die Gütegemeinschaften oder von 
diesen direkt organisiert werden. Er kann jedoch 
auch über die Mitarbeit in den Arbeitskreisen des 
DVS, des DIN und den Arbeitsgruppen der BAM er-
folgen. Hierzu sollten auch die Dichtungsbahnher-
steller und die Fremdprüfer beitragen. 
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7. Anforderungstabellen

Tabelle 1: Anforderungen an die Dokumentation des Qualitätsmanagementsystems

Nr. QM-Element Inhalt Hilfeverweis5

01 Qualitätspolitik/Anwendung Sicherstellung der Qualitätspolitik 
des Unternehmens in Bezug auf 
Organisation, Wirksamkeit, Ziele, 
Darstellung und Erläuterung sowie 
Bewertung. 

In Anlehnung an 
DIN EN ISO 9001 Abschn. 
5.3, z. B. mit Verweis auf 
die Überwachungsordnung 
einer Gütegemeinschaft 
dieser BAM-Richtlinie. 

02 Darstellung des Unternehmens Das Unternehmen muss in seiner 
rechtlichen Form unter Angabe u. a. 
des Geschäftführers, der Bankver-
bindung, der Rechtsform, des 
Grundkapitals und der Versicherun-
gen dargestellt werden. 

 

03 Organisation und  
Geschäftsordnung des Unter-
nehmens 

Unter Angabe eines Geschäftsver-
teilungsplans mit Regelung der Be-
fugnisse, Verantwortlichkeiten etc., 
Organigramme für die personelle 
Organisation; Unterschriftenproben 
der Zeichnungsberechtigten etc. 

In Anlehnung an 
DIN EN ISO 9001 
Abschn. 5.5. 

04 Projektbearbeitung Festlegung des Ablaufs zur ord-
nungsgemäßen Durchführung und 
Dokumentation eines Projek-
tes/Auftrags; Projektlastenheft etc. 

In Anlehnung an 
DIN EN ISO 9001 
Abschn. 7. 

05 Materialwirtschaft im Unterneh-
men und auf der Baustelle 

Festlegungen zur ordnungsgemä-
ßen Beschaffung, Lieferung, Hand-
habung, Kennzeichnung und Rück-
verfolgbarkeit der Einsatzmateria-
lien, Ausrüstungsteile und Leistun-
gen Dritter, Umgang mit fehlerhaf-
ten Materialien etc. 

In Anlehnung an 
DIN EN ISO 9001 
Abschn. 7.4 und 7.5. 

06 Beschreibung der 
Qualitätssicherung 

Festlegungen zur Sicherstellung 
und Verbesserung des festgelegten 
Qualitätsstandards in organisatori-
scher, personeller und dokumenta-
rischer Hinsicht. 

In Anlehnung an 
DIN EN ISO 9001 
Abschn. 4. 

5 Grundlage des Hilfeverweises ist die DIN EN ISO 9001:2008-12 
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Tabelle 1 (Fortsetzung)

Nr. QM-Element Inhalt Hilfeverweis6

07 Verwaltung, Verfügbarkeit und 
Aktualisierung des QMH 

Festlegung der Verantwortlichkeiten 
im Umgang mit der 
QMH-Dokumentation; Pflichten des 
Qualitätsmanagement-Beauftragten 
(QMB) etc. 

In Anlehnung an 
DIN EN ISO 9001 
Abschn. 4.2.3, 4.2.4 und 
5.5.2. 

08 Audits und Korrekturmaßnahmen Festlegungen zu internen Audits 
und sich daraus ergebenden Kor-
rekturmaßnahmen 

In Anlehnung an 
DIN EN ISO 9001 
Abschn. 8.2.2 und 8.2.3. 

09 Qualifikation, Aus- und Weiterbil-
dung 

Festlegungen zur Sicherstellung der 
erforderlichen Qualifikation und 
Weiterbildung der Mitarbeiter; jährli-
che Aus- und Weiterbildungspläne 
etc. 

In Anlehnung an 
DIN EN ISO 9001 
Abschn. 6.2. 

10 Haftungs- und Regressverfahren Festlegung von Verfahren zur Be-
arbeitung von Kundenreklamationen 

In Anlehnung an 
DIN EN ISO 9001 
Abschn. 8.3. 

11 Arbeitsmittel, 
Schutzausrüstung 

Festlegung der persönlichen und 
allgemeinen Ausrüstung, Wartung 
und Justierung/Kalibrierung der 
Arbeitsmittel, Regelung des Um-
gangs mit fehlerhaften Arbeitsmit-
teln etc. 

In Anlehnung an 
DIN EN ISO 9001 
Abschn. 6.3 und 6.4. 

12 Mess- und Prüfmittel Festlegung der Verfahren zur Be-
schaffung, Wartung, Justie-
rung/Kalibrierung und Aussonde-
rung der benötigten Mess- und 
Prüfmittel 

In Anlehnung an 
DIN EN ISO 9001 Abschn. 
7.6 und DIN 32937. 

13 Herstellung und Prüfung des 
Gewerkes 

Festlegung von Regelungen der Or-
ganisation der Arbeitsabläufe (durch 
z. B. Arbeitsanweisungen für Trans-
port, Einbau, Fügen, Eigenüberwa-
chung, Freigaben etc.) 

In Anlehnung an 
DIN EN ISO 9001 
Abschn. 7 und 8, 
siehe dazu auch 
DVS-R 2225-4. 

14 Sanierungsmaßnahmen Festlegung von Verfahren, die Sa-
nierungsmaßnahmen regeln 

In Anlehnung an 
DIN EN ISO 9001 
Abschn. 8.3 und 8.5.2, sie-
he auch: DVS-R 2225-4. 

15 Projektdokumentation Festlegung der zu erstellenden Pro-
jektunterlagen zur Nachweisdoku-
mentation und ihrer Archivierung 

In Anlehnung an 
DIN EN ISO 9001 
Abschn. 4.2.4, siehe dazu 
auch DVS-R 2225-4. 

16 Normen und Richtlinien Festlegung zur Aufstellung, Be-
schaffung und Aktualisierung rele-
vanter Normen, Richtlinien etc. 

 

17 Dokumentationsanforderungen Festlegung der geltenden Verfah-
rens- und Arbeitsanweisungen so-
wie von Formblättern, QM-Listen, 
Ergebnisdokumentation, etc. 

In Anlehnung an 
DIN EN ISO 9001 
Abschn. 4.2 ff. 

6 Grundlage der Hilfeverweise ist die DIN EN ISO 9001:2008-12. 
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Tabelle 2: Technische Anforderungen an Mess- und Prüfgeräte für die Baustellenprüfung, am Bei-
spiel Kunststoffdichtungsbahnen

Mess-/Prüfmittel Anforderungen Bemerkung/EinsatzNormen Einzelheiten
Temperaturmessgerät 
(Band- und Tauchfüh-
ler) 

analog 
DVS-R 2208-1 
und 
DIN EN 60584 - 
1-3 

Toleranzklasse 2; Messbe-
reich  -20 bis 500 °C; Auf-
lagefläche des Oberflächen-
fühlers  10 mm  

zur Messung von Schmelze-, 
Warmgas-, Dichtungsbahnen- 
und Heizkeiltemperatur, 
Kalibrierung erforderlich. 

Feuchte- und 
Temperaturmessgerät 

 Präzisionsgerät, Genauig-
keit:   4 % r. F. bzw. 
  1,5 °C; Auflösung: 

2 % r. F. und 1 °C 

zur Bestimmung der Umge-
bungsbedingungen und des Tau-
punktes; mechanisch oder elek-
trisch.  
Kalibrierung erforderlich. 

Dickenmesstaster  
oder Bügelmess-
schraube  

DIN 878, 
DIN EN ISO 463 
und DIN 863-1 

Skalenteilung 0,01 mm, Ku-
gelkalotte 

Dickenmessung analog 
DIN EN ISO 9863-1 bzw. 
DIN 53370; Nahtgeometrie, 
KDB-Dicke.  
Kalibrierung erforderlich. 

Messschieber DIN 862  Breitenmessung der Nahtgeome-
trie, Proben etc.  
Kalibrierung erforderlich. 

Druckmessschreiber 
(mit Datenaufzeich-
nung); mechanisch 
oder elektronisch 

DIN EN 837-1; 
DIN EN 472  

Genauigkeitsklasse 1, 
Messbereich  10 bar, Ska-
lenteilung  0,2 bar, Vor-
schubgeschwindigkeit  
240 mm/h, Genauigkeit 
 1 % vom Skalenendwert 

Nahtdichtheitsprüfung von Über-
lappnähten mit Prüfkanal 
(DVS-R 2225-4 Abschn. 6.5.2), 
Kalibrierung erforderlich. 
 

Prüfglocke (mit Ma-
nometer) 

 PMMA; transparent,  
umlaufender Elastomer-
rand, Druckanzeige über 
Manometer 

Nahtdichtheitsprüfung von Auf-
tragnähten (DVS-R 2225-4 
Abschn. 6.5.3) 

Manometer DIN EN 837 - 1; 
DIN EN 472  

Genauigkeitsklasse 1, 
Messbereich: 
  10 bar (Überdruck), 
  -1,0 bis 0 bar (Vakuum); 
Skalenteilung:  
 0,2 bar bzw.  0,1 bar 

Alle für Prüfzwecke eingesetzten 
Manometer haben diesen Anfor-
derungen zu entsprechen. 
Kalibrierung erforderlich. 

Zugprüfgerät DVS-R 2225 - 4  Maschinelle, gleichmäßige 
Verformungsgeschwindig-
keit von 50 mm/min, zügige 
Lastaufbringung, ggf. mit 
Maximalkraftanzeige 

Prüfung des Versagensverhaltens 
in Anlehnung an DVS-R 2226 - 
3.Hinweis: Die Gleichmäßigkeit 
der Verformungsgeschwindigkeit 
kann nur durch motorischen An-
trieb erreicht werden. 

Messhilfsmittel  keine spezifischen Anforde-
rungen 

Für Markierungen, Kennzeich-
nungen, Zuschnitte, Probennah-
men etc. 

Taupunkttabelle   Beim Einsatz mechanischer 
Feuchte- und Temperaturmess-
geräte. 
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8. Verzeichnis der Normen und Richtlinien (Schreibweise der Normen 
und Richtlinien nicht aktualisiert) 

Norm Datum Titel
DIN 862 1988-12 Meßschieber; Anforderungen, Prüfung 

DIN 863-1  1999-04 Prüfen geometrischer Größen - Meßschrauben - Teil 1: Bügelmeßschrau-
ben, Normalausführung; Begriffe, Anforderungen, Prüfung 

DIN 878 2006-06 Geometrische Produktspezifikation (GPS) - Mechanische Messuhren - 
Grenzwerte für messtechnische Merkmale 

DIN 32937 2006-07 Mess- und Prüfmittelüberwachung - Planen, Verwalten und Einsetzen von 
Mess- und Prüfmitteln 

DIN 53370 2006-11 Prüfung von Kunststoff-Folien - Bestimmung der Dicke durch mechanische 
Abtastung 

DIN EN 472 1994-11 Druckmeßgeräte - Begriffe 

DIN EN 837-1  1997-02 Druckmeßgeräte - Teil 1: Druckmeßgeräte mit Rohrfedern; Maße, Meß-
technik, Anforderungen und Prüfung 

DIN EN 10204 2005-01 Metallische Erzeugnisse - Arten von Prüfbescheinigungen 

DIN EN 13705 2004-09 Schweißen von Thermoplasten – Maschinen und Geräte für das Warm-
gasschweißen (einschließlich Warmgas-Extrusionsschweißen) 

DIN EN 60584-1 1996-10 Thermopaare - Teil 1: Grundwerte der Thermospannungen (IEC 60584-
1:1995) 

DIN EN 60584-2 1994-10 Thermopaare - Teil 2: Grenzabweichungen der Thermospannungen (IEC 
60584-2:1982 + A1:1989) 

DIN EN 60584-3 2008-08 Thermopaare – Teil 3: Thermoleitungen und Ausgleichsleitungen – Grenz-
abweichungen und Kennzeichnungssystem (IEC 60584-3:2007) 

DIN EN ISO 463 2006-06 
Geometrische Produktspezifikation (GPS) - Längenmessgeräte - Konstruk-
tionsmerkmale und messtechnische Merkmale für mechanische Messuh-
ren (ISO 463:2006) 

DIN EN ISO 
9001 2008-12 Qualitätsmanagement-Systeme – Anforderungen 

DIN EN ISO 
9863-1 2005-05 Geokunststoffe - Bestimmung der Dicke unter festgelegten Drücken; Teil 1: 

Einzellagen 

DVS R 2208-1 2007-03 Schweißen von thermoplastischen Kunststoffen - Maschinen und Geräte 
für das Heizelementschweißen von Rohren, Rohrleitungsteilen und Tafeln 

DVS R 2211 2005-04 Schweißen von thermoplastischen Kunststoffen - Schweißzusätze - Kenn-
zeichnung, Anforderungen, Prüfungen 

DVS R 2212-3 1994-10 Prüfung von Kunststoffschweißern - Prüfgruppe III - Bahnen im Erd- und 
Wasserbau 

DVS R 2225-4 2006-12 Schweißen von Dichtungsbahnen aus Polyethylen (PE) für die Abdichtung 
von Deponien und Altlasten 

DVS R 2226-3 1997-07 Prüfen von Fügeverbindungen an Dichtungsbahnen aus polymeren Werk-
stoffen - Schälversuch 
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Rechtliche Grundlagen für die Aufgaben der 
BAM Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung     

Die BAM hat in Gesetzen und Verordnungen geregelte Aufgaben; im 
Einzelnen gilt der Wortlaut der angegebenen Vorschriften in der jeweils 
aktuellen Fassung.

Gesetz über explosionsgefährliche Stoffe
Sprengstoffgesetz

§ 44 SprengG 
Rechtsstellung der Bundesanstalt

(1) Die Bundesanstalt ist eine bundesunmittelbare, nicht rechtsfähige An-
stalt des öffentlichen Rechts im Geschäftsbereich des Bundesministeri-
ums für Wirtschaft und Technologie; sie ist eine Bundesoberbehörde.

(2) Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie wird ermäch-
tigt, durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundes-
rates bedarf, Vorschriften über die vertragliche Inanspruchnahme der 
Bundesanstalt und die Gebühren und Auslagen für ihre Nutzleistungen 
zu erlassen. Die Gebühren sind nach dem Personal- und Sachaufwand 
für die Nutzleistung der Bundesanstalt unter Berücksichtigung ihres 
wirtschaftlichen Wertes für den Antragsteller zu bestimmen. Der Per-
sonalaufwand kann nach der Zahl der Stunden bemessen werden, die 
Bedienstete der Bundesanstalt für Prüfungen bestimmter Arten von 
Prüfgegenständen durchschnittlich benötigen. Die Gebühr kann auch 
für eine Amtshandlung erhoben werden, die nicht begonnen oder nicht 
zu Ende geführt worden ist, wenn die Gründe hierfür von demjenigen 
zu vertreten sind, der die Amtshandlung veranlasst hat.

(3) Zur Abgeltung mehrfacher gleichartiger Nutzleistungen für denselben 
Antragsteller können Pauschgebühren vorgesehen werden. Bei der 
Bemessung der Pauschgebührensätze ist der geringere Umfang des 
Verwaltungsaufwandes zu berücksichtigen.

§ 45 SprengG
Aufgaben der Bundesanstalt

Die Bundesanstalt ist zuständig für 
1. die Weiterentwicklung von Sicherheit in Technik und Chemie, ein-

schließlich der Durchführung von Forschung und Entwicklung in 
den Arbeitsgebieten,

2.  die Durchführung und Auswertung physikalischer und chemischer 
Prüfungen von Stoffen und Anlagen einschließlich der Bereitstellung 
von Referenzverfahren und -materialien,

3. die Förderung des Wissens- und Technologietransfers in den Ar-
beitsgebieten,

4. die Durchführung der ihr durch dieses Gesetz zugewiesenen Auf-
gaben.

§ 2 SprengG 
Anwendung auf neue sonstige 
explosionsgefährliche Stoffe

(1) Wer einen in einer Liste nach Absatz 6 nicht aufgeführten Stoff, bei 
dem die Annahme begründet ist, dass er explosionsgefährlich ist und der 
nicht zur Verwendung als Explosivstoff bestimmt ist, einführt, aus einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union in den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes verbringt, herstellt, ihn vertreiben, anderen überlassen 
oder verwenden will, hat dies der Bundesanstalt für Materialforschung 
und -prüfung (Bundesanstalt) unverzüglich anzuzeigen und ihr auf Ver-
langen eine Stoffprobe vorzulegen. In der Anzeige sind die Bezeichnung, 
die Zusammensetzung und der Verwendungszweck (§ 1 Abs. 1, § 1 
Abs. 3 oder militärischer Zweck) anzugeben.

(2) Die Bundesanstalt stellt innerhalb von zwei Monaten nach Eingang 
der Anzeige oder, falls die Vorlage einer Stoffprobe verlangt wird, nach 
Vorlage dieser Stoffprobe auf Grund der in § 1 Abs. 1 Satz 2 bezeichne-
ten Prüfverfahren fest, ob der angezeigte Stoff explosionsgefährlich ist. 
Erweist er sich als explosionsgefährlich, erlässt die Bundesanstalt vor 
Ablauf der genannten Frist einen Feststellungsbescheid. Entsprechen-
des gilt, wenn ihr auf andere Weise ein neuer sonstiger explosionsgefähr-
licher Stoff nach § 1 Abs. 3 bekannt wird, der im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes vertrieben, anderen überlassen oder verwendet wird.

(3) Bei einem neuen sonstigen explosionsgefährlichen Stoff nach § 1 
Abs.  3 stellt die Bundesanstalt in dem Feststellungsbescheid außerdem 
fest, welcher Stoffgruppe der Anlage II der Stoff zuzuordnen ist. Den 
Stoffgruppen A, B oder C sind Stoffe zuzuordnen, die in ihrer Emp  nd-
lichkeit und Wirkung den Stoffen der entsprechenden Stoffgruppen der 
Anlage II vergleichbar sind. Bei explosionsgefährlichen Stoffen, die in die 
Gruppe C aufzunehmen wären, kann von dem Feststellungsbescheid 
abgesehen werden, wenn der Stoff bei Durchführung der Prüfung der 
thermischen Emp  ndlichkeit nach § 1 Abs. 1 nicht zu einer Explosion 
gebracht und bei der Prüfung auch nach anderen als den in § 1 Abs. 
1 Satz 2 bezeichneten Verfahren eine örtlich eingeleitete Umsetzung 
nicht oder nicht in gefährlicher Weise auf die Gesamtmenge des Stoffes 
übertragen werden kann. Erweist sich der explosionsgefährliche Stoff 
nachträglich hinsichtlich seiner Emp  ndlichkeit und Wirkung gefährlicher 
oder weniger gefährlich als dies seiner Zuordnung entspricht, so kann 
er einer anderen Gruppe der Anlage II zugeordnet oder die Zuordnung 
aufgehoben werden. Die Entscheidung nach Satz 1 ist dem Anzeigen-
den vor Ablauf der Frist nach Absatz 2 schriftlich bekannt zu geben. 
Die Feststellung der Explosionsgefährlichkeit ist im Bundesanzeiger 
bekannt zu machen. Für die Entscheidung nach Satz 4 gelten die Sätze 
5 und 6 entsprechend.

§ 5 SprengG
Konformitätsnachweis für Explosivstoffe

und pyrotechnische Gegenstände, 
Zulassung von sonstigen 

explosionsgefährlichen Stoffen und Sprengzubehör

(1) Explosivstoffe und pyrotechnische Gegenstände dürfen nur einge-
führt, verbracht, in Verkehr gebracht, vertrieben, anderen überlassen 
oder verwendet werden, wenn der Hersteller oder sein in einem Mitglied-
staat ansässiger Bevollmächtigter für sie den Konformitätsnachweis er-
bracht hat und die Stoffe und Gegenstände mit der CE-Kennzeichnung 
(CE-Zeichen) versehen sind. Der Konformitätsnachweis ist erbracht, 
wenn die Baumuster den festgelegten grundlegenden Anforderungen 
entsprechen, die den Baumustern nachgefertigten Produkte den Bau-
mustern entsprechen und beides durch eine Bescheinigung nachge-
wiesen ist. Die grundlegenden Anforderungen für Explosivstoffe sind in 
Anhang I der Richtlinie 93/15/EWG und für pyrotechnische Gegenstände 
in Anhang I der Richtlinie 2007/23/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 23. Mai 2007 über das Inverkehrbringen pyrotech-
nischer Gegenstände (ABl. L 154 vom 14.6.2007, S. 1) festgelegt. Die 
Kennzeichnung nicht konformer Explosivstoffe oder pyrotechnischer 
Gegenstände mit dem CE-Zeichen und das Inverkehrbringen solcher 
Explosivstoffe oder pyrotechnischer Gegenstände und das Überlassen 
an andere außerhalb der Betriebsstätte sind verboten.

(3) Sonstige explosionsgefährliche Stoffe und Sprengzubehör dürfen 
nur eingeführt, verbracht, vertrieben, anderen überlassen oder ver-
wendet werden, wenn sie ihrer Zusammensetzung, Beschaffenheit 
und Bezeichnung nach von der Bundesanstalt zugelassen worden 
sind oder durch Rechtsverordnung nach § 6 Absatz 1 Nummer 1 all-
gemein zugelassen sind. Die Zulassung wird entweder dem Hersteller, 
seinem in einem Mitgliedstaat ansässigen Bevollmächtigten oder dem 
Einführer auf Antrag erteilt. Eine Zulassung ist nicht erforderlich, wenn 
die sonstigen explosionsgefährlichen Stoffe oder das Sprengzubehör 
unmittelbar nach der Einfuhr unter zollamtlicher Überwachung in einen 
anderen Mitgliedstaat, in ein verschlossenes Zolllager oder eine Freizone 
des Kontrolltyps I weiterbefördert werden. Die Sätze 2 und 3 gelten 
entsprechend für die Weiterbeförderung aus einem verschlossenen 
Zolllager oder einer Freizone des Kontrolltyps I in einen anderen Mit-
gliedstaat oder einen Drittstaat.

(4) Die Zulassung ist zu versagen, 
1. soweit der Schutz von Leben und Gesundheit Beschäftigter oder 

Dritter oder Sachgütern bei bestimmungsgemäßer Verwendung 
nicht gewährleistet ist,

2.  wenn die sonstigen explosionsgefährlichen Stoffe oder das Spreng-
zubehör den Anforderungen an die Zusammensetzung, Beschaf-
fenheit und Bezeichnung (§ 6 Absatz 1 Nummer 2 Buchstabe a) 
nicht entsprechen,
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3. soweit die sonstigen explosionsgefährlichen Stoffe oder das Spreng-
zubehör in ihrer Wirkungsweise, Brauchbarkeit und Beständigkeit 
dem Stand der Technik nicht entsprechen oder

4.  wenn der Antragsteller auf Grund seiner betrieblichen Ausstattung 
oder sonst nicht in der Lage ist, dafür zu sorgen, dass die nachge-
fertigten explosionsgefährlichen Stoffe in ihrer Zusammensetzung 
und Beschaffenheit dem zur Prüfung vorgelegten Muster entspre-
chen.

Die Zulassung kann befristet, inhaltlich beschränkt sowie mit Bedin-
gungen und Au  agen verbunden werden, soweit dies zum Schutz von 
Leben und Gesundheit Beschäftigter oder Dritter oder Sachgütern 
erforderlich ist. Die nachträgliche Beifügung, Änderung und Ergänzung 
von Au  agen ist zulässig.

(5) Die Bundesanstalt kann Ausnahmen :
1.  vom Erfordernis des Konformitätsnachweises nach Absatz 1 

Satz 1  
2. vom Erfordernis der Zulassung nach Absatz 3 
zulassen.

§ 15 SprengG
Einfuhr, Durchfuhr und Verbringen

(7) Zuständige Behörde nach Absatz 6 Satz 1 ist
1.  für das Verbringen innerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 

die für den Bestimmungsort des Verbringens zuständige Landes-
behörde,

2. für das Verbringen in den, durch den und aus dem Geltungsbereich 
dieses Gesetzes die Bundesanstalt.

§ 25 SprengG
Ermächtigung zum Erlass von Schutzvorschriften

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung zum Schutze von Leben, Gesundheit und Sachgü-
tern Beschäftigter und Dritter für den Umgang und den Verkehr mit ex-
plosionsgefährlichen Stoffen und mit Sprengzubehör zu bestimmen,
5. dass explosionsgefährliche Stoffe be- stimmten Lager- und Ver-

träglichkeitsgruppen zuzuordnen sind und dass die Zuordnung der 
Bundesanstalt, für ausschließlich für militärische Zwecke bestimmte 
Stoffe der zuständigen Behörde der Bundeswehr übertragen 
wird.

§ 32a SprengG
Mangelhafte explosionsgefährliche Stoffe 

und mangelhaftes Sprengzubehör

(2) Wird der zuständigen Behörde von einer anderen Behörde, von einem 
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung oder von der Bundesanstalt 
mitgeteilt, dass 
1. ein explosionsgefährlicher Stoff oder ein  Sprengzubehör einen 

Mangel in seiner Beschaffenheit oder Funktionsweise aufweist, 
durch den beim Umgang eine Gefahr für Leben, Gesundheit oder 
Sachgüter Beschäftigter oder Dritter herbeigeführt werden kann 
oder

2. bei dem Wiedergewinnen, Aufbewahren, Verwenden, Vernichten 
oder Überlassen an andere von explosionsgefährlichen Stoffen oder 
Sprengzubehör ein Schadensereignis eingetreten ist und begrün-
deter Anlass zu der Annahme besteht, dass das Schadensereignis 
auf einen Mangel in dessen Beschaffenheit oder Funktionsweise 
zurückzuführen ist,

trifft sie erforderlichenfalls die geeigneten Maßnahmen nach Absatz 1. 
Die Bundesanstalt ist über die getroffenen Maßnahmen nach Satz 1 
und nach Absatz 1 Satz 3 unverzüglich zu unterrichten. 

(3) Die Bundesanstalt unterrichtet im Falle mangelhafter Explosivstoffe 
oder pyrotechnischer Gegenstände die Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften unverzüglich über die getroffenen Maßnahmen nach 
den Absätzen 1 und 2 unter Angabe der Gründe. Sie teilt insbesondere 
mit, ob der Mangel auf 
1. eine Nichteinhaltung der in einer Rechtsverordnung nach § 6 

Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a genannten Anforderungen,
2. eine unrichtige Anwendung harmonisierter Normen oder
3. Mängel dieser harmonisierten Normen zurückzuführen ist. 

(4) Besteht der begründete Verdacht, dass ein Explosivstoff oder pyro-
technischer Gegenstand entgegen § 5 Absatz 1 Satz 3 gekennzeichnet 
und in Verkehr gebracht oder anderen überlassen worden ist,  nden 
Absatz 1 Satz 3 und 4, Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 1 entspre-
chende Anwendung.

§ 34 SprengG
Rücknahme und Widerruf

(1) Eine Erlaubnis, eine Zulassung und ein Befähigungsschein nach 
diesem Gesetz sind zurückzunehmen, wenn sie hätten versagt werden 
müssen. 

(2) Eine Erlaubnis, eine Zulassung und ein Befähigungsschein nach die-
sem Gesetz sind zu widerrufen, wenn nachträglich Tatsachen eintreten, 
die zur Versagung hätten führen müssen. 

(4) Die Zulassung nach § 5 kann ferner widerrufen werden, 
1.  wenn der Zulassungsinhaber pyrotechnische Gegenstände, sons-

tige explosionsgefährliche Stoffe oder Sprengzubehör abweichend 
von der in der Zulassung festgelegten Zusammensetzung oder 
Beschaffenheit einführt, verbringt, vertreibt, anderen überlässt 
oder verwendet,

2.  wenn die zugelassenen Stoffe oder Gegenstände nicht mehr herge-
stellt oder eingeführt und die auf Grund der Zulassung hergestellten 
oder eingeführten Stoffe oder Gegenstände nicht mehr vertrieben, 
anderen überlassen oder verwendet werden. 

Erste Verordnung zum SprengG
1. SprengV

§ 6  1. SprengV

(2) Die Zulassungsbehörde kann für sonstige explosionsgefährli-
che Stoffe nach § 1 Absatz 3 Nummer 1 und 2 des Gesetzes und 
Sprengzubehör im Einzelfall von einzelnen Anforderungen der Anlage 
1 Ausnahmen zulassen oder zusätzliche Anforderungen stellen sowie 
von der Prüfung einzelner Anforderungen absehen, wenn der Schutz 
von Leben und Gesundheit Beschäftigter oder Dritter oder Sachgütern 
dies zulässt oder erfordert.

(4) Explosivstoffe und pyrotechnische Gegenstände sind vom Hersteller 
oder Einführer vor der erstmaligen Verwendung im Geltungsbereich des 
Gesetzes der Bundesanstalt anzuzeigen. Der Anzeige ist 
1. für Explosivstoffe die nach Anhang I Abschnitt II Nummer 1 Buch-

stabe k der Richtlinie 93/15/EWG und
2. für pyrotechnische Gegenstände die nach Anhang I Nummer 3 

Buchstabe h der Richtlinie 2007/23/EG
vorgeschriebene Anleitung beizufügen. Die Bundesanstalt vergibt zum 
Nachweis der Anzeige eine Identi  kationsnummer. Die Identi  kations-
nummer ist in die Anleitung aufzunehmen. Die Bundesanstalt kann zur 
Abwendung von Gefahren für Leben und Gesundheit Beschäftigter 
oder Dritter oder Sachgüter die vom Hersteller festgelegten Anleitun-
gen zur Verwendung einschränken oder ergänzen; eine nachträgliche 
Einschränkung oder Ergänzung ist zulässig.

§ 8 1. SprengV

Die Zulassungsbehörde hat für sonstige explosionsgefährliche Stoffe 
nach § 1 Abs. 3 Nr. 1 und 2 des Gesetzes und für Sprengzubehör 
dem Zulassungsinhaber die Verwendung eines Zulassungszeichens 
vorzuschreiben. Das Zulassungszeichen besteht aus der Kurzbezeich-
nung der Bundesanstalt „BAM“, dem in der Anlage 2 für den jeweiligen 
Stoff oder Gegenstand vorgesehenen Zeichen und einer fortlaufenden 
Kennummer. Satz 2  ndet entsprechende Anwendung für die Identi  -
kationsnummer nach § 6 Absatz 4.

§ 12a 1. SprengV

(4) Zuständig für die Prüfung nach Absatz 1 und die Erteilung der 
Baumusterprüfbescheinigungen im Geltungsbereich des Gesetzes ist 
ausschließlich die Bundesanstalt. Sie kann mit der Durchführung von 
Teilen der Prüfungen auch andere Prü  aboratorien beauftragen, die die 
Anforderungen nach Anhang III der Richtlinie 93/15/EWG oder Anhang 
III der Richtlinie 2007/23/EG erfüllen müssen. Die Bundesanstalt über-
mittelt den übrigen Mitgliedstaaten alle erforderlichen Angaben über im 
Geltungsbereich des Gesetzes erteilte, geänderte, zurückgenommene 
oder widerrufene Baumusterprüfbescheinigungen.
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§ 12c  1. SprengV

(2) Benannte Stelle im Sinne des Absatzes 1 ist die Bundesanstalt. 
Benannte Stelle ist auch jede von den Ländern als Prü  aboratorium 
oder Zerti  zierungsstelle für einen bestimmten Aufgabenbereich dem 
Bundesministerium des Innern benannte und von ihm im Bundesanzei-
ger bekanntgemachte Stelle. Die Stelle kann benannt werden, wenn in 
einem Akkreditierungsverfahren festgestellt wurde, dass die Einhaltung 
der Anforderungen nach Anhang III der Richtlinie 93/15/EWG oder An-
hang III der Richtlinie 2007/23/EG gewährleistet ist. Die Akkreditierung 
kann unter Au  agen erteilt werden und ist zu befristen. Erteilung, Ablauf, 
Rücknahme, Widerruf und Erlöschen sind dem Bundesministerium des 
Innern unverzüglich anzuzeigen.

§ 13  1. SprengV

(1) Die Bundesanstalt hat Listen zu führen 
1.  der gemäß § 5 des Gesetzes erteilten Zulassungen und Baumus-

terprüfbescheinigungen,
2.  der nach § 6 Absatz 4 Satz 1 angezeigten Explosivstoffe und py-

rotechnischen Gegenstände,
3.  der nach § 6 Absatz 4 Satz 4 festgelegten Beschränkungen oder 

Ergänzungen der Anleitung zur Verwendung,
4.  der Kennnummern der Herstellungsstätten   für Explosivstoffe,
5. der ihr von den benannten Stellen der anderen Mitgliedstaaten 

mitgeteilten Baumusterprüfbescheinigungen.

Die Listen sollen die folgenden Angaben enthalten: 
1.  die Bezeichnung des Stoffes oder Gegenstandes, 
2.  im Falle der sonstigen explosionsgefährlichen Stoffe und des 

Sprengzubehörs: den  Einführers sowie die Identi  kationsnum-
mer,

3. im Falle der Explosivstoffe und der pyrotechnischen Gegenstände: 
den Namen und die Anschrift des Herstellers und gegebenenfalls 
des Einführers sowie das Zulassungszeichen, 

4.  Beschränkungen, Befristungen, Bedingungen und Au  agen.

(2) Die Bundesanstalt führt auch eine Liste der aktuellen europäischen 
Normen mit Prüfvorschriften für Explosivstoffe und pyrotechnische 
Gegenstände zum Zwecke der Prüfung nach § 12a Absatz1. Die Liste 
soll die folgenden Angaben enthalten:
1. die Kennnummer der Norm,
2.  den Titel der Norm, 
3. das Datum der Veröffentlichung und
4. die Bezugsquelle der Norm.

(3) Die Listen sind auf dem jeweils neuesten Stand zu halten. Sie sind 
bei der Bundesanstalt während der Dienststunden auszulegen. Auf 
Verlangen eines Dritten ist diesem gegen Kostenerstattung eine Abschrift 
oder Vervielfältigung zu überlassen.

§ 19  1. SprengV

(1) Die Bundesanstalt kann auf Antrag des Herstellers, seines in einem 
Mitgliedstaat ansässigen Bevollmächtigten oder des Einführers Aus-
nahmen von den Vorschriften über die Kennzeichnung und Verpak-
kung explosionsgefährlicher Stoffe und von Sprengzubehör allgemein 
zulassen, soweit der Schutz von Leben, Gesundheit und Sachgütern 
Beschäftigter oder Dritter dies zulässt.

§ 25a  1. SprengV

(1) Die Genehmigung des Verbringens von Explosivstoffen nach § 15 
Abs. 6 Satz 1 des Gesetzes ist vom Empfänger der Explosivstoffe 
oder seinem Bevollmächtigten schriftlich bei der nach § 15 Abs. 7 des 
Gesetzes zuständigen Stelle zu beantragen.

(3) Die zuständige Stelle prüft, ob 
1. die an dem jeweiligen Verbringungsvorgang beteiligten und im 

Geltungsbereich des Gesetzes ansässigen Personen gem. § 15 
Abs. 1 des Gesetzes zum Verbringen berechtigt sind und 

2. für den zu verbringenden Explosivstoff eine EG-Baumusterprüfbe-
scheinigung nach § 5 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes vorliegt.

Bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 1 erteilt sie die Geneh-
migung zum Verbringen und informiert alle zuständigen Behörden über 
die erteilte Genehmigung.

§ 45  1. SprengV

(1) Beim Bundesministerium des Innern wird ein Sachverständigenaus-
schuss für explosionsgefährliche Stoffe gebildet.

(3) Der Ausschuss setzt sich aus dem Vorsitzenden und folgenden 
Mitgliedern zusammen: 
1. je einem Vertreter des Bundesministeriums des Innern, des Bundes-

ministeriums für Arbeit und Soziales und des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Technologie und des Bundesministeriums für 
Verkehr, Bau und Stadtentwicklung,

2. sechs Vertretern der Landesregierungen aus den fachlich beteiligten 
Ressorts,

3. je einem Vertreter der Bundesanstalt, des Wehrwissenschaftlichen 
Instituts und des Bundeskriminalamtes,

4. einem Vertreter der benannten Stellen mit Ausnahme der Bundes-
anstalt,

5. zwei Vertretern der Träger der gesetzlichen Unfallversicherung,
6. einem Vertreter der Deutschen Versuchs- und Prüf-Anstalt für Jagd- 

und Sportwaffen e. V.,
7.  zwei Vertretern der Explosivstof  ndustrie und je einem Vertreter der 

chemischen Industrie, der pyrotechnischen Industrie, des Bergbaus, 
der Industrie der Steine und Erden, des Abbruchgewerbes, der 
Sprengberechtigten und der Importeure von explosionsgefährlichen 
Stoffen,

8. zwei Vertretern der Gewerkschaften.

Für jedes Mitglied ist ein Stellvertreter zu berufen. Die Mitglieder des 
Ausschusses und ihre Stellvertreter müssen auf dem Gebiet des Um-
gangs und Verkehrs mit explosionsgefährlichen Stoffen sachverständig 
und erfahren sein.

§ 47  1. SprengV

Die Zuständigkeiten für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungs-
widrigkeiten 
1.  nach § 41 Abs. 1 Nr. 1 bis 1b des Gesetzes,
2.  nach § 41 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes,
3. nach § 41 Abs.1 Nr. 3 des Gesetzes, soweit danach ordnungswidrig 

handelt, wer einer vollziehbaren Au  age nach § 5 Abs. 2 Satz 2 oder 
3 nicht, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig nachkommt,

4.  nach § 41 Abs. 1 Nr. 3a und 3b des Gesetzes, 
wird der Bundesanstalt übertragen.

Zweite Verordnung zum SprengG 
2. SprengV

§ 4  2. SprengV
Lager- und Verträglichkeitsgruppen-

zuordnung

(3) Die Bundesanstalt ordnet die angezeigten explosionsgefährlichen 
Stoffe in der vorgesehenen Verpackung nach den Nummern 2.1.2 bis 
2.1.5 oder 3.1.1.1 bis 3.1.1.3 des Anhangs zu dieser Verordnung der 
maßgebenden Lagergruppe und die Explosivstoffe der Lagergruppen 
1.1 bis 1.4 nach Nummer 2.7 Abs. 1 in Verbindung mit Anlage 5 des 
Anhangs der zutreffenden Verträglichkeitsgruppe zu. Sie teilt die Zu-
ordnung dem Anzeigenden mit. Sie führt eine Liste der Zuordnungen 
nach Satz 1, die folgende Angaben enthalten soll: 

1.  die Bezeichnung des Stoffes oder Gegenstandes,
2. die dem Produkt zugeordnete Lager- und Verträglichkeitsgruppe,
3. die sicherheitsrelevanten Verpackungsmerkmale und
4. erforderlichenfalls besondere Sicherheitshinweise.

Die Liste ist bei der Bundesanstalt während der Dienststunden auszu-
legen. Auf Verlangen eines Dritten ist diesem gegen Kostenerstattung 
eine Abschrift oder Vervielfältigung zu überlassen.
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Gesetz über die Beförderung 
gefährlicher Güter 

 Gefahrgutbeförderungsgesetz

§ 5 GGBefG
Zuständigkeiten   

(1) Im Bereich der Eisenbahnen des Bundes, Magnetschwebebahnen, 
im Luftverkehr sowie auf dem Gebiet der See- und Binnenschifffahrt auf 
Bundeswasserstraßen einschließlich der bundeseigenen Häfen obliegt 
die Wahrnehmung der Aufgaben nach diesem Gesetz und nach den 
auf ihm beruhenden Rechtsvorschriften dem Bund in bundeseigener 
Verwaltung. Unberührt bleiben die Zuständigkeiten für die Hafenauf-
sicht (Hafenpolizei) in den nicht vom Bund betriebenen Stromhäfen an 
Bundeswasserstraßen.

(2) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung des 
Bundesrates die für die Ausführung dieses Gesetzes und der auf ihm 
beruhenden Rechtsvorschriften zuständigen Behörden und Stellen 
zu bestimmen, soweit es sich um den Bereich der bundeseigenen 
Verwaltung handelt. Wenn und soweit der Zweck des Gesetzes durch 
das Verwaltungshandeln der Länder nicht erreicht werden kann, kann 
das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates das Bundesamt 
für Güterverkehr, das Bundesamt für Strahlenschutz, das Bundesamt 
für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit, die Bundesanstalt 
für Materialforschung und -prüfung, das Bundesinstitut für Risikobe-
wertung, das Eisenbahn-Bundesamt, das Kraftfahrt-Bundesamt, die 
Physikalisch-Technische Bundesanstalt, das Robert-Koch-Institut, das 
Umweltbundesamt und das Wehrwissenschaftliche Institut für Werk-, 
Explosiv- und Betriebsstoffe auch für den Bereich für zuständig erklären, 
in dem die Länder dieses Gesetz und die auf ihm beruhenden Rechts-
vorschriften auszuführen hätten. Das Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung kann ferner durch Rechtsverordnung mit 
Zustimmung des Bundesrates bestimmen, dass 
1. die Industrie- und Handelskammern für die Durchführung, Überwa-

chung und Anerkennung der Ausbildung, Prüfung und Fortbildung 
von am Gefahrguttransport beteiligten Personen, für die Erteilung 
von Bescheinigungen sowie für die Anerkennung von Lehrgängen, 
Lehrgangsveranstaltern und Lehrkräften zuständig sind und insoweit 
Einzelheiten durch Satzungen regeln sowie

2. Sachverständige und sachkundige Personen für Prüfungen, Über-
wachungen und Bescheinigungen hinsichtlich der Beförderung 
gefährlicher Güter zuständig sind. Die in Satz 3 Nr. 2 Genannten 
unterliegen der Aufsicht der Länder und dürfen im Bereich eines 
Landes nur tätig werden, wenn sie dazu von der zuständigen 
obersten Landesbehörde oder der von ihr bestimmten oder der 
nach Landesrecht zuständigen Stelle entsprechend ermächtigt 
worden sind.

§ 7a GGBefG
Anhörung

(1) Vor dem Erlass von Rechtsverordnungen nach den § 36 und 7 
sollen  Sicherheitsbehörden und -organisationen angehört werden, 
insbe sondere 
1. das Bundesamt für Strahlenschutz,
2. die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung,
3. das Bundesinstitut für Risikobewertung,
4. die Physikalisch-Technische Bundesanstalt,
5. das Robert-Koch-Institut,
6. das Umweltbundesamt,
7. das Wehrwissenschaftliche Institut für Werk-, Explosiv- und Be-

triebsstoffe und
8. das Eisenbahn-Bundesamt.

§ 9 GGBefG
Überwachung

(1) Die Beförderung gefährlicher Güter unterliegt der Überwachung 
durch die zuständigen Behörden.

(2) Die für die Beförderung gefährlicher Güter Verantwortlichen 
(Absatz  5 )  haben den fü r  d ie  Überwachung zuständ i -
gen Behörden und deren Beauftragten die zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben erforderlichen Auskünfte unverzüglich zu erteilen. 

Die von der zuständigen Behörde mit der Überwachung beauftragten 
Personen sind befugt, Grundstücke, Betriebsanlagen, Geschäftsräume, 
Fahrzeuge und zur Verhütung dringender Gefahren für die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung, insbesondere für die Allgemeinheit, für wich-
tige Gemeingüter, für Leben und Gesundheit von Menschen sowie für 
Tiere und Sachen auch die Wohnräume des Auskunftsp  ichtigen zu 
betreten, dort Prüfungen und Besichtigungen vorzunehmen und die 
geschäftlichen Unterlagen des Auskunftsp  ichtigen einzusehen. Der 
Auskunftsp  ichtige hat diese Maßnahmen zu dulden. Er hat den mit 
der Überwachung beauftragten Personen auf Verlangen Proben und 
Muster von gefährlichen Stoffen und Gegenständen oder Muster von 
Verpackungen zum Zwecke der amtlichen Untersuchung zu überge-
ben. Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung (Artikel 13 des 
Grundgesetzes) wird insoweit eingeschränkt. Der Auskunftsp  ichtige hat 
der für die Überwachung zuständigen Behörde bei der Durchführung 
der Überwachungsmaßnahmen die erforderlichen Hilfsmittel zu stellen 
und die nötige Mithilfe zu leisten.

(2a) Überwachungsmaßnahmen können sich auch auf Brief- und andere 
Postsendungen beziehen. Die von der zuständigen Behörde mit der 
Überwachung beauftragten Personen sind nur dann befugt, verschlos-
sene Brief- und andere Postsendungen zu öffnen oder sich auf sonstige 
Weise von ihrem Inhalt Kenntnis zu verschaffen, wenn Tatsachen die 
Annahme begründen, dass sich darin gefährliche Güter im Sinne des 
§ 2 Abs. 1 be  nden und von diesen eine Gefahr ausgeht. Das Grund-
recht des Brief- und Postgeheimnisses (Artikel 10 des Grundgesetzes) 
wird insoweit eingeschränkt. Absatz 2 gilt für die Durchführung von 
Überwachungsmaßnahmen entsprechend.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für die Überwachung von Ferti-
gungen von Verpackungen, Behältern (Containern) und Fahrzeugen, 
die nach Baumustern hergestellt werden, welche in den Vorschriften 
für die Beförderung gefährlicher Güter festgelegt sind.

(3a) Überwachungsmaßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 können 
sich auch auf die Überprüfung der Konformität der in Verkehr be  ndli-
chen und verwendeten Verpackungen, Beförderungsbehältnisse und 
Fahrzeuge beziehen.

(3b) Überwachungsmaßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 können 
sich auch auf die Überprüfung der Hersteller, Einführer, Eigentümer, 
Betreiber und Verwender von Verpackungen, Beförderungsbehältnissen 
und Fahrzeugen durch Stellen nach § 3 Abs. 1 Nr. 16 insoweit beziehen, 
wie die Verpackungen, Beförderungsbehältnisse und Fahrzeuge von 
diesen Stellen konformitätsbewertet, erstmalig oder wiederkehrend 
geprüft worden sind, soweit dies in Rechtsverordnungen nach § 3 
gestattet ist.

(3c) Überwachungsmaßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 können 
sich auch auf die Überprüfung der Herstellung und der Prüfungen durch 
die Stellen nach § 3 Abs. 1 Nr. 16 beziehen, wenn diese Stellen die 
Konformitätsbewertung der Verpackung, der Beförderungsbehältnisse 
oder der Fahrzeuge vorgenommen, das Qualitätssicherungsprogramm 
oder Prüfstellen des Herstellers oder Betreibers anerkannt haben, soweit 
dies in Rechtsverordnungen nach § 3 gestattet ist.

(4) Der zur Erteilung der Auskunft Verp  ichtete kann die Auskunft auf 
solche Fragen verweigern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen 
der in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten 
Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines Verfah-
rens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde.

§ 12 GGBefG
Kosten

(1) Für Amtshandlungen einschließlich Prüfungen und Untersuchungen 
nach diesem Gesetz und den auf ihm beruhenden Rechtsvorschriften 
werden Kosten (Gebühren und Auslagen) erhoben. Das Verwaltungs-
kostengesetz vom 23. Juni 1970 (BGBl. I S. 821)  ndet Anwendung.

(2) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
bestimmt durch Rechtsverordnung die gebührenp  ichtigen Tatbe-
stände näher und sieht dabei feste Sätze, auch in der Form von 
Gebühren nach Zeitaufwand, Rahmensätze oder Gebühren nach 
dem Wert des Gegenstandes der Amtshandlung vor. Die Gebühr 
beträgt mindestens fünf Euro. Mit Ausnahme der Gebühr für die 
Bauartprüfung, Zulassung oder Anerkennung der Muster der Ver-
sandstücke der Klasse 7 mit einer Gesamtbruttomasse von mehr als 
1 000 Kilogramm darf sie im Einzelfall 25 000 Euro nicht übersteigen. 
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Verordnung über die innerstaatliche und 
grenzüberschreitende Beförderung gefährlicher 

Güter auf der Straße, mit Eisenbahnen und 
auf Binnengewässern *) 

Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn 
und Binnenschifffahrt

  § 8 GGVSEB
Zuständigkeiten der Bundesanstalt 
für Materialforschung und -prüfung

Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung ist zuständige 
Behörde für 
1. Aufgaben nach 

a)  Kapitel 2.2 ADR/RID/ADNR/ADN mit Ausnahme der dem 
Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung nach § 10 und 
dem Bundesamt für Strahlenschutz nach § 11 zugewiesenen 
Zuständigkeiten,

b) Kapitel 3.3 ADR/RID/ADNR/ADN mit Ausnahme der dem Bun-
desamt für Wehrtechnik und Beschaffung nach § 10 zugewie-
senen Zuständigkeiten,

c)  Kapitel 4.1 mit Ausnahme von Unterabschnitt 4.1.4.1 Verpa-
ckungsanweisung P 200, P 201 und P 203 ADR/RID und die 
dem Bundesamt für Wehrtechnik und Beschaffung nach § 10 
zugewiesenen Zuständigkeiten,

d) Kapitel 4.2 mit Ausnahme der Unterabschnitte 4.2.1.8, 4.2.2.5 
und 4.2.3.4 ADR/RID,

e)  Kapitel 4.3, in Bezug auf Absatz 4.3.3.2.5 ADR/RID im Einver-
nehmen mit der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt,

f) den Unterabschnitten 6.2.2.5 und 6.2.2.6 ADR/RID,
g)  Kapitel 6.7 mit Ausnahme von Absatz 6.7.2.19.6 Satz 3 Buch-

stabe b und Absatz 6.7.4.14.6 Satz 3 Buchstabe b ADR/RID,
h) Kapitel 6.8 in Bezug auf die Prüfung, die Erteilung der Kenn-

zeichnung und die Baumusterzulassung von Tankcontainern und 
MEGC sowie die Festlegung von Bedingungen nach Abschnitt 
6.8.4 Buchstabe c Sondervorschrift TA 2 ADR/RID,

i) Kapitel 6.9 ADR/RID,
j) Kapitel 6.11 ADR/RID und
k) Kapitel 6.12 in Verbindung mit Absatz 7.5.5.2.3 und Kapitel 9.8 

ADR,
 soweit die jeweilige Aufgabe keiner anderen Stelle zugewiesen ist;
2.  die Prüfung und Zulassung radioaktiver Stoffe in besonderer Form 

nach Absatz 5.1.5.2.1 in Verbindung mit Unterabschnitt 6.4.22.5 
Satz 1, die Bestätigung nach Unterabschnitt 6.4.22.6 Buchstabe 
a, die Zulassung der Bauart von Verpackungen für nicht spaltbares 
oder spaltbares freigestelltes Uranhexa  uorid nach Absatz 5.1.5.2.1 
in Verbindung mit Unterabschnitt 6.4.22.1, die Bestätigung nach 
Unterabschnitt 6.4.22.6 Buchstabe a, die Prüfung und Zulassung 
der Bauart gering dispergierbarer radioaktiver Stoffe nach Absatz 
5.1.5.2.1 in Verbindung mit Unterabschnitt 6.4.22.5 Satz 2 und für 
die Bestätigung nach Unterabschnitt 6.4.22.6 Buchstabe a ADR/
RID im Einvernehmen mit dem Bundesamt für Strahlenschutz;

3.  die Prüfung, die Anerkennung von Prüfstellen und Sachkundigen 
für Inspektionen, die Erteilung der Kennzeichnung und die Bau-
artzulassung von Verpackungen, IBC, Großverpackungen und 
Bergungsverpackungen nach den Kapiteln 6.1, 6.3, 6.5 und 6.6 
ADR/RID sowie für die Zulassung der Reparatur  exibler IBC nach 
Abschnitt 1.2.1 ADR/RID/ADNR/ADN;

4.  die Anerkennung und Überwachung von Qualitätssicherungspro-
grammen für die Fertigung, Rekonditionierung und Prüfung von 
Verpackungen, IBC und Großverpackungen sowie die Anerkennung 
von Inspektionsstellen für die Prüfung der Funktionsfähigkeit und 
Wirksamkeit der Qualitätssicherungsprogramme nach den Kapiteln 
6.1, 6.3, 6.5 und 6.6, für die wiederkehrende Inspektion und Prü-
fung von IBC nach Unterabschnitt 6.5.4.4 und für die Anerkennung 
und Überwachung von Qualitätssicherungsprogrammen für die 
Auslegung, Herstellung, Prüfung, Dokumentation, den Gebrauch, 
die Wartung und Inspektion von prüfp  ichtigen Versandstücken für 
radioaktive Stoffe nach Kapitel 6.4 in Verbindung mit Abschnitt 1.7.3 
ADR/RID/ADNR/ADN;

5.  die Zulassung des Typs des porösen Materials nach Absatz 6.2.1.1.9 
ADR/RID;

6.  die Genehmigung neuer Aluminiumlegierungen nach Absatz 

6.2.3.4.2 und die Zulassung des Prüfverfahrens für Aluminiumle-
gierungen nach Absatz 6.2.5.4.2 ADR/RID;

7.  die Zustimmung zu alternativen Methoden nach Absatz 6.2.6.3.2.2 
und die Zustimmung nach Absatz 6.2.6.3.3 ADR/RID;

8.  die Bauartprüfung zulassungsp  ichtiger Versandstücke für radio-
aktive Stoffe nach Kapitel 6.4 ADR/RID;

9. die Überwachung qualitätssichernder Maßnahmen für die Konstruk-
tion, Herstellung, Prüfung, Dokumentation und Inspektion zulas-
sungsp  ichtiger Versandstücke für radioaktive Stoffe nach Kapitel 
6.4 in Verbindung mit Abschnitt 1.7.3 ADR/RID/ADNR/ADN;

10. die Anerkennung von technischen Regelwerken nach Absatz 
6.2.1.3.6.5.4, Abschnitt 6.2.5, Absatz 6.7.2.2.1 Satz 1, Absatz 
6.7.3.2.1 Satz 1, Absatz 6.7.4.2.1 Satz 1, den Absätzen 6.7.5.2.9, 
6.8.2.1.4 sowie den Unterabschnitten 6.8.2.7 und 6.8.3.7 Satz 1 
ADR/RID im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung;

11. die Zulassung der Trennungsmetho-   den nach Unterabschnitt 
7.5.2.2 Fußnote a ADR/RID, soweit es sich nicht um den militäri-
schen Bereich handelt;

12. die Zulassung von Gütern zur Beförderung in Tankschiffen nach 
Absatz 1.5.1.2.1 ADNR;

13. die Erteilung von Ausnahmegenehmi   gungen für die Beförderung 
in Tankschiffen nach Abschnitt 1.5.2 ADN und

14. die Zulassung von Gasspüranlagen nach Unterabschnitt 7.2.2.6 
ADNR/ADN.

Satz 1 Nummer 1 Buchstabe h gilt nicht für Tanks, soweit diese ab 
dem 1. Juli 2007 als ortsbewegliche Druckgeräte nach § 3 oder § 4 
der OrtsDruckV konformitätsbewertet worden sind.

§ 9 GGVSEB
Zuständigkeiten der von der 

Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung 
anerkannten Sachverständigen

Die von der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung nach § 6 
Absatz 5 der Gefahrgutverordnung See anerkannten Sachverständigen 
sind zuständig für 
1. die Baumusterprüfung von ortsbeweglichen Tanks und UN-MEGC 

nach Kapitel 6.7 und von Tankcontainern, Tankwechselaufbauten 
(Tankwechselbehältern) und MEGC nach Kapitel 6.8 ADR/RID;

2. die erstmalige, wiederkehrende und außerordentliche Prüfung von 
ortsbeweglichen Tanks und UN-MEGC nach Kapitel 6.7 und von 
Tankcontainern, Tankwechselaufbauten (Tankwechselbehältern) und 
MEGC nach Kapitel 6.8 ADR/RID und

3. die Festlegung von Anforderungen bei der Prüfung von ortsbeweg-
lichen Tanks, Tankcontainern, Tankwechselaufbauten (Tankwech-
selbehältern) und MEGC nach den Absätzen 4.3.3.2.5, 6.7.2.6.3, 
6.7.2.10.1, 6.7.2.19.10, 6.7.3.15.10, 6.8.2.2.10, 6.8.3.4.4, 6.8.3.4.7 
und 6.8.3.4.8, Abschnitt 6.8.4 Buchstabe b und d Sondervorschrift 
TT 2 und TT 7, jeweils im Einvernehmen mit der Bundesanstalt für 
Materialforschung und -prüfung, sowie nach Absatz 6.8.5.2.2 ADR/
RID.

Satz 1 gilt nicht für Tanks, soweit diese ab dem 1. Juli 2007 als orts-
bewegliche Druckgeräte nach § 3 oder § 4 der OrtsDruckV konformi-
tätsbewertet worden sind.

§ 16 GGVSEB
Besondere Zuständigkeiten in der Binnenschifffahrt   

(4) Die Zentralstelle Schiffsuntersuchungskommission/Schiffseichamt 
bei der Wasser- und Schifffahrtsdirektion Südwest, die Bundesanstalt 
für Materialforschung und -prüfung oder die jeweilige nach Landesrecht 
zuständige Stelle ist zuständige Behörde
1. für die Ausstellung von Bescheinigungen über von ihr nach § 5 

erteilte Ausnahmen nach Absatz 1.5.1.4.1 ADNR/1.5.2.2.2 ADN 
und

2.  für zugelassene Gleichwertigkeiten und Abweichungen nach Ab-
schnitt 1.5.3 ADNR/ADN. 
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Verordnung über die Beförderung 
gefährlicher Güter mit Seeschiffen

Gefahrgutverordnung See

§ 6 Gefahrgutverordnung See
Zuständigkeiten

(5) Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung ist für die 
Durchführung dieser Verordnung zuständig für die Bauartzulassung von 
Verpackungen, IBC und Großverpackungen und für die Prüfung der Zu-
lassung der Baumuster von ortsbeweglichen Tanks und Gascontainern 
mit mehreren Elementen (MEGC) sowie für die Zulassung von Schüttgut-
Containern, die keine Frachtcontainer sind, sowie für die Anerkennung 
von Sachverständigen für Prüfungen an IBC, ortsbeweglichen Tanks, 
Gascontainern mit mehreren Elementen (MEGC) sowie in allen Fällen, 
in denen im IMDG-Code einer zuständigen Behörde für Verpackungen, 
IBC, Großverpackungen, ortsbewegliche Tanks und Gascontainer mit 
mehreren Elementen (MEGC) Aufgaben übertragen worden sind, sowie 
in allen Fällen, in denen im IMDG-Code für gefährliche Güter der Klassen 
1 - ausgenommen Güter, die militärisch genutzt werden -, der Klassen 
2, 4.1, 4.2, 4.3, 5.1, 5.2, 7 - in Bezug auf Prüfung und Zulassung radio-
aktiver Stoffe, die Prüfung zulassungsp  ichtiger Versandstücke sowie 
die Qualitätssicherung und -überwachung von Versandstücken - und 
der Klasse 9 - ausgenommen Meeresschadstoffe - sowie nach dem 
EmS-Leitfaden eine zuständige Behörde tätig werden muss.  

Verordnung über den Schutz 
vor Schäden durch ionisierende Strahlen 

Strahlenschutzverordnung 

§ 25 StrlSchV
Verfahren der Bauartzulassung

(2) Die Zulassungsbehörde hat vor ihrer Entscheidung auf Kosten des 
Antragstellers eine Bauartprüfung durch die Physikalisch-Technische 
Bundesanstalt unter Beteiligung der Bundesanstalt für Materialfor-
schung und -prüfung zu Fragen der Dichtheit, der Werkstoffauswahl 
und der Konstruktion der Umhüllung des radioaktiven Stoffes sowie 
der Qualitätssicherung zu veranlassen. Der Antragsteller hat der 
Physikalisch-Technischen Bundesanstalt und der Bundesanstalt für 
Materialforschung und -prüfung auf Verlangen die zur Prüfung erfor-
derlichen Baumuster zu überlassen.

Gesetz zum Schutz vor gefährlichen Stoffen
Chemikaliengesetz

§ 12j ChemG
Zulassungsstelle, Bewertung, 

Verordnungsermächtigung

(2) Die Zulassungsstelle entscheidet über das Vorliegen der Zulas-
sungsvoraussetzungen 
1.  nach § 12b Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe b und c im Einvernehmen mit 

dem Bundesinstitut für Risikobewertung,
2.  nach § 12b Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe c, soweit Auswirkungen auf 

den Menschen am Arbeitsplatz zu bewerten sind, im Einvernehmen 
mit der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin, die 
insoweit der Fachaufsicht des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales unterliegt, und

3.  nach § 12b Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe d im Einvernehmen mit dem 
Umweltbundesamt.

Soweit bei einer der in Satz 1 genannten Behörden, bei dem Julius 
Kühn-Institut, Bundesforschungsinstitut für Kulturp  anzen, bei der Bun-
desanstalt für Materialforschung und -prüfung oder beim Robert Koch-
Institut besondere Fachkenntnisse zur Beurteilung der Wirksamkeit eines 
Biozid-Produkts vorliegen, kann die Zulassungsstelle zur Entscheidung 
über das Vorliegen der Zulassungsvoraussetzungen nach § 12b Abs. 1 
Nr. 2 Buchstabe a eine Stellungnahme dieser Behörde einholen. 

Bei der Bewertung, ob die Zulassungsvoraussetzungen erfüllt sind, 
sind die in Anhang VI der Richtlinie 98/8/EG in der jeweils jüngsten im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften veröffentlichten Fassung 
festgelegten Grundsätze einzuhalten.

Gesetz über die Prüfung und Zulassung von 
Feuerwaffen, Böllern, Geräten, bei denen 

zum Antrieb Munition verwendet wird, 
sowie von Munition und sonstigen Waffen 

Beschussgesetz

§ 10 BeschG
 Zulassung von pyrotechnischer Munition

(1) Pyrotechnische Munition einschließlich der mit ihr fest verbunde-
nen Antriebsvorrichtung darf nur dann in den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes verbracht oder gewerbsmäßig hergestellt werden, wenn sie 
ihrer Beschaffenheit, Zusammensetzung und Bezeichnung nach von 
der zuständigen Behörde zugelassen ist.

(2) Bei pyrotechnischer Munition, die nach Absatz 1 zugelassen ist, sind 
neben der gesetzlich vorgeschriebenen Kennzeichnung die Verwen-
dungshinweise anzubringen. Soweit sich die Verwendungshinweise auf 
der einzelnen Munition nicht anbringen lassen, sind sie auf der kleinsten 
Verpackungseinheit anzubringen.

(3) Die Zulassung ist zu versagen, 
1. soweit der Schutz von Leben, Gesundheit oder Sachgütern des 

Benutzers oder Dritter bei bestimmungsgemäßer Verwendung nicht 
gewährleistet ist,

2. wenn die Munition den Anforderungen an die Zusammensetzung, 
Beschaffenheit, Maße, den höchsten Gebrauchsgasdruck und die 
Bezeichnung gemäß einer nach § 14 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 erlassenen 
Rechtsverordnung nicht entspricht,

3. soweit die Munition in ihrer Wirkungsweise, Brauchbarkeit und 
Beständigkeit dem jeweiligen Stand der Technik nicht entspricht,

4. wenn der Antragsteller auf Grund seiner betrieblichen Ausstattung 
oder wegen eines unzureichenden Qualitätssicherungssystems 
nicht in der Lage ist, dafür zu sorgen, dass die nachgefertigte 
Munition in ihrer Zusammensetzung und Beschaffenheit nach dem 
zugelassenen Muster hergestellt wird.

§ 13 BeschG
Ausnahmen in Einzelfällen

Die für die Zulassung jeweils zuständige Behörde kann im Einzelfall 
Ausnahmen von dem Erfordernis der Prüfung und Zulassung nach 
§ 7 Abs. 1, § 8 Abs. 1, § 9 Abs. 1, § 10 Abs. 1 oder § 11 Abs. 1 
bewilligen oder Abweichungen von den Versagungsgründen des § 7 
Abs. 3 oder 4, des § 8 Abs. 2 oder 3, des § 10 Abs. 3 Nr. 2 bis 4 oder 
des § 11 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 zulassen, wenn öffentliche Interessen 
nicht entgegenstehen.

§ 20 BeschG
 Zuständigkeiten

(3) Zuständig für die Zulassung der in den §§ 7 und 8 und die Prüfung 
der in § 9 Abs. 4 bezeichneten Schusswaffen und technischen Gegen-
stände ist die Physikalisch-Technische Bundesanstalt; ihr gegenüber 
sind auch die Anzeigen nach § 9 Abs. 2 zu machen. Für die Prüfung und 
Zulassung der in § 10 bezeichneten pyrotechnischen Munition sowie 
der in § 11 Absatz 1 in Verbindung mit Anlage 1 Abschnitt 1 Unterab-
schnitt 3 Nummer 1.3 zum Waffengesetz bezeichneten hülsenlosen 
Munition ohne Geschoss ist die Bundesanstalt für Materialforschung 
und -prüfung zuständig.

Allgemeine Verordnung zum Beschussgesetz
Beschussverordnung

§ 11 BeschussV
 Bauartzulassung für besondere Schusswaffen,
pyrotechnische Munition und Schussapparate

(2) Schusswaffen und sonstige Gegenstände nach § 8 des Gesetzes, 
Schusswaffen nach § 9 Abs. 1 des Gesetzes sowie pyrotechnische 
Munition nach § 10 des Gesetzes müssen den in der Anlage I Nr. 4, 5 
und 6 bezeichneten technischen Anforderungen entsprechen. 

Hülsenlose Munition ohne Geschoss nach § 11 Absatz 1 in Verbin-
dung mit Anlage 1 Abschnitt 1 Unterabschnitt 3 Nummer 1.3 zum 
Waffengesetz muss den Anforderungen nach § 6a Absatz 1 der Ersten 
Verordnung zum Sprengstoffgesetz entsprechen. § 12c Absatz 3 
der Ersten Verordnung zum Sprengstoffgesetz  ndet entsprechende 
Anwendung.
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(3) Die Zulassungsbehörde kann im Einzelfall von einzelnen Anforde-
rungen der Anlage I Ausnahmen zulassen, wenn 
1. im Falle der Zulassung nach § 7, 8 oder    10 des Gesetzes die 

Sicherheit des Benutzers oder Dritter in anderer Weise gesichert 
ist,

2. im Falle der Zulassung nach § 9 des Gesetzes die Schusswaffen 
keine größere Gefahr hervorrufen als diejenigen, die die Anforde-
rungen der Anlage I Nr. 4 erfüllen.

(4) Die Zulassungsbehörde kann im Einzelfall über die Anlage I hinaus-
gehende Anforderungen stellen, wenn der Schutz von Leben und 
Gesundheit des Benutzers oder Dritter dies erfordert.

(5) Nach den Anforderungen der Anlage I Nr. 5.2.1 und 5.2.2 wird 
pyrotechnische Munition entsprechend ihrer Gefährlichkeit in die 
Klassen PM I und PM II eingeteilt.

Verordnung über ortsbewegliche Druckgeräte

§ 11 OrtsDruckV
Besondere Zuständigkeiten

(1) Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung und das 
Eisenbahn-Bundesamt richten, soweit es bei der Durchführung dieser 
Verordnung um die Wahrnehmung von Aufgaben nach dem Gefahr-
gutbeförderungsgesetz geht, nach Maßgabe der Anlage 1 jeweils 
eine zugelassene Stelle ein. Diese darf die in Anlage 2 beschriebenen 
Aufgaben und Tätigkeiten wahrnehmen. Soweit von der Bundesanstalt 
für Materialforschung und -prüfung und dem Eisenbahn-Bundesamt 
außerhalb der Tätigkeit als zugelassene Stelle hoheitliche Aufgaben im 
Zusammenhang mit der Beförderung gefährlicher Güter wahrgenommen 
werden, bleibt die Fachaufsicht des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung unberührt.

(3) Für die Überwachung sind, soweit es bei der Durchführung dieser 
Verordnung um die Wahrnehmung von Aufgaben nach dem Gefahr-
gutbeförderungsgesetz geht, zuständig
1.  die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung für Tanks von 

Tankcontainern und für ortsbewegliche Tanks,
2. das Eisenbahnbundesamt für Gefäße und Tanks von Batteriewagen, 

für Tanks von Eisenbahnkesselwagen und für abnehmbare Tanks,
3.  die vom Bundesministerium der Verteidigung bestimmte Stelle für 

ortsbewegliche Druckgeräte des militärischen Bereichs, die nach 
dieser Verordnung konformitätsbewertet und geprüft worden sind 
und von der Bundeswehr oder ausländischen Streitkräften für eigene 
Zwecke für die Beförderung gefährlicher Güter verwendet werden, 
und

4.  die nach Landesrecht zuständigen Behörden gemäß § 8 Abs. 1 
Satz 1 des Geräte- und Produktsicherheitsgesetzes für übrige 
ortsbewegliche Druckgeräte.

(4) Das Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung ko-
ordiniert die Überwachung durch die in Absatz 3 Nr. 1 bis 3 genannten 
Behörden und beteiligt die in Absatz 3 Nr. 4 genannten Behörden. In 
Tagungen zur Koordinierung führt das Bundesministerium für Verkehr, 
Bau und Stadtentwicklung den Vorsitz, das Sekretariat führt die Bundes-
anstalt für Materialforschung und -prüfung. Die Tagungen  nden minde-
stens einmal jährlich statt. Die Bundesanstalt für Materialforschung und 
-prüfung erstellt einmal jährlich einen Bericht über die Überwachung.

Anlage 2 (zu § 11 Abs. 1) OrtsDruckV
Aufgaben der zugelassenen Stellen nach § 11 Abs. 1

Fundstelle des Originaltextes: BGBl. I 2004, 3716

(1) Die zugelassene Stelle bei der Bundesanstalt für Materialforschung 
und -prüfung darf Konformitätsbewertungen und Prüfungen von orts-
beweglichen Druckgeräten, ausgenommen Aufsetztanks, Tanks oder 
Gefäße von Batterie-Fahrzeugen und Batteriewagen, Tanks von Eisen-
bahnkesselwagen und Tankfahrzeugen, einschließlich der Ventile und 
Ausrüstungsteile mit unmittelbarer Sicherheitsfunktion durchführen. 

Für die Konformitätsbewertung von Gefäßen gilt dies nur, wenn die 
Konformität des Baumusters ortsbeweglicher Druckgeräte gleichzeitig 
für die Kennzeichnung und die Beförderung gefährlicher Güter mit 
Seeschiffen bewertet werden soll.

Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung

§ 78 LuftVZO
Erlaubnis, Rücknahme und Widerruf

(3) Verpackungen zum Transport gefährlicher Güter mit Ausnahme 
der Klasse 7 (radioaktive Stoffe) bedürfen der Zulassung durch die 
Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung (BAM). Verpak-
kungen zum Transport gefährlicher Güter der Klasse 7 bedürfen der 
Zulassung und der Beförderungsgenehmigung durch das Bundesamt 
für Strahlenschutz (BfS), soweit diese nach JAR-OPS 1 deutsch oder 
JAR-OPS 3 deutsch festgelegt sind, ansonsten der Bauartprüfung 
durch den Hersteller auf der Basis eines von der BAM genehmigten 
Qualitätssicherungsprogrammes.

Verordnung über Deponien und Langzeitlager
Deponieverordnung 

Anhang 1
Anforderungen an den Standort, die geologische 

Barriere, Basis- und Ober  ächenabdichtungssysteme 
von Deponien der Klasse 0, I, II und III 

(zu § 3 Absatz 1, § 10 Absatz 1, den §§ 23, 28)

2.4  Zulassung von Geokunststoffen, Polymeren und 
Dichtungskontrollsystemen

2.4.1 Zuständigkeiten und Aufgaben
Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung ist zu-
ständig für die Prüfung und Zulassung von Geokunststoffen wie 
Kunststoffdichtungsbahnen, Schutzschichten, Kunststoff-Drän-
elemente, Bewehrungsgitter aus Kunststoff, von Polymeren und 
von Dichtungskontrollsystemen für die Anwendung in Basis- und 
Ober  ächenabdichtungen von Deponien auf der Basis eigener 
Untersuchungen und von Ergebnissen akkreditierter Stellen. Sie 
hat in diesem Zusammenhang folgende Aufgaben: 
1. De  nition von Prüfkriterien,
2. Aufnahme von Nebenbestimmungen in die Zulassung,
3. Festlegung von Anforderungen an den fachgerechten Einbau 

und das Qualitätsmanagement.

2.4.2 Zulassung
Die Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung berück-
sichtigt bei der Zulassung von Geokunststoffen, Polymeren und 
Kontrollsystemen mindestens die Kriterien und Einwirkmecha-
nismen nach Nummer 2.1.1 zum Stand der Technik.

2.4.3 Antrag
Die Zulassung wird vom Hersteller des Geokunststoff-, Polymer- 
oder Kontrollsystem-Produkts beantragt.

2.4.4 Fachbeirat
Bei der Bearbeitung der Zulassungsrichtlinien, die die Vorausset-
zungen und Anforderungen der Zulassung der Bundesanstalt für 
Materialforschung und -prüfung beschreiben, wirkt ein Fachbeirat 
beratend mit, in dem Vertreter der Länderfachbehörden, des 
Umweltbundesamtes und Fachleute aus anderen relevanten 
Bereichen vertreten sind. Die Geschäftsführung des Fachbeirats 
liegt bei der Bundesanstalt für Materialforschung und -prüfung.

2.4.5 Veröffentlichung
Die Zulassungsrichtlinien sowie die Zulassungsscheine be-
standskräftiger Zulassungen werden von der Bundesanstalt für 
Materialforschung und -prüfung in geeigneter Form öffentlich 
zugänglich gemacht. 

7.9 International Maritime Dangerous Goods Code 
Competent Authority

7.9.2 Approvals, permits or certi  cates issued by the competent au-
thority or body authorized by and under the responsibility of that 
competent authority should be recognized by other countries 
where such issue is referred to in this Code.

Stand: 01. Januar 2010
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